
Ausbau der Gemeinschaft zur Politischen 
Union — und langfristig — zum Bundesstaat, 
ist die Bundesrepublik nicht näher gekommen. 
Auf eine gemeinsame Energiepolitik konnten 
sich die Mitgliedsländer der Gemeinschaft 
ebensowenig einigen wie auf eine durchgrei-
fende Reform der Agrarpolitik. Die Verhand-
lungsmacht der Bundesrepublik reichte nicht 
einmal aus, das JET-Projekt nach Garching zu 
bekommen. Denn das Institutionssystem der 
Europäischen Gemeinschaft wirkt ausgespro-
chen antihegemonial und sorgt dafür, daß sich 
wirtschaftliche Stärke nicht ohne weiteres in 
politisches Durchsetzungsvermögen umsetzt. 
Das Prinzip der Einstimmigkeit, das noch 
weitgehend den Entscheidungsprozeß im Mini-
sterrat bestimmt, maximiert die Obstruktions-
fähigkeit und die Veto-Macht jedes einzelnen 
Mitglieds. Hierfür hat Großbritannien in jüng-
ster Zeit eindrucksvolle Beispiele geliefert. 
Ihre „Zahlmeister-Rolle" verleiht der Bundes-
republik oft nicht 
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mehr als die Macht des 

Nein-Sagens ).

Den Zusammenhang zwischen deutscher Zah-
lungsbereitschaft und Integrationsfortschrit-
ten im Sinne einer Stärkung supranationaler 
Instanzen hat vor wenigen Monaten der 

damalige Finanzminister Apel freimütig dar-
gelegt. Apel kritisierte diejenigen Partner-
länder, die den Ruf nach immer mehr Res-
sourcentransfer erhöben, aber die eigenen 
Ressourcen wie Erdöl oder Fischbestände zum 
unantastbaren Besitzstand des eigenen Landes 
erklärten. Er fuhr fort: „Ich bin bereit, noch 
mehr in den Integrationsprozeß zu investieren, 
aber nur dann, wenn tatsächliche Integrati-
onsfortschritte erzielt werden und nicht nur
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einseitig Solidarität verlangt wird." )  Bei 
den Vorschlägen der EG-Kommission zur Wie-
derbelebung des Plans einer Wirtschafts- und 
Währungsunion beanstandete Apel, daß die 
Kommission zwar vor allem auf einen ver-
stärkten Ressourcentransfer durch währungs- 
und finanzpolitische Maßnahmen abhebe, aber 
keine weitere Verlagerung der Entscheidungs-
kompetenzen von der nationalen auf die supra-
nationale Ebene vorsehe. Mit Geld allein 
lasse sich Europa nicht zusammenbringen. 
Diese Feststellung Apels bedeutet zugleich, 
daß die Bundesrepublik ihre Wirtschaftskraft 
nur sehr begrenzt zugunsten ihrer europapoli-
tischen Strategie auszuspielen vermag. Wo es 
um nationale Souveränität und politische Le-
gitimation geht, gibt es kein Diktat des 
Scheckbuchs. •

VI. Schluß

Innerhalb der Weltwirtschaft und im Rahmen 
der Europäischen Gemeinschaft befindet sich 
die Bundesrepublik in einer Position der Stär-
ke. Wer diesen Sachverhalt mit dem Konzept 
der „economie dominante" zu erfassen ver-
sucht, übersieht allzu leicht den überaus rela-
tiven Charakter der deutschen Wirtschafts-
macht und die vielfältigen Schranken, die den 
wirtschaftlichen und politischen Handlungs-
spielraum der Bundesrepublik begrenzen. 
Dazu gehören neben der Einbindung in die Eu-
ropäische Gemeinschaft die fortdauernde si-
cherheitspolitische Abhängigkeit von den 
USA und das Interesse an der Sicherung 
West-Berlins. Dazu gehört auch die Last der 
nationalsozialistischen Vergangenheit. Ferner 
zeichnen sich gegenwärtig im Inland wie in 
der Weltwirtschaft Entwicklungstendenzen 
ab, die einschneidende Konsequenzen für die

63) Die Entstehungsgeschichte des Regionalfonds 
bildet ein instruktives Beispiel; vgl. C. Sasse, Re-
gierungen, Parlamente, Ministerrat, Bonn 1975, 
S. 31 ff.
64) Handelsblatt 2./3. 12.1977.

außenwirtschaftliche Position der Bundesrepu-
blik haben könnten:
1. Der Strukturwandel der westdeutschen 
Wirtschaft, die zunehmende Internationalisie-
rung der Produktion und ein anhaltend hohes 
Niveau von Arbeitslosigkeit bergen ein „sub-
versives" Potential, welches das „Modell 
Deutschland" zu unterminieren droht.
2. Die Forderungen der Entwicklungsländer 
nach einer Neuen Weltwirtschaftsordnung 
kollidieren mit den weltwirtschaftlichen Ord-
nungsvorstellungen, die bisher die Bundesre-
publik vertreten hat. Auf internationalen Kon-
ferenzen stellt sich die Bundesrepublik als 
konservative Macht dar, welche die Tugenden 
des Liberalismus predigt. Ihre Verhandlungs-
methode ist die der Schadensbegrenzung 
(„Wir haben in diesem Nord-Süd-Dialog schon 
einige Federn lassen müssen und sollten nun 
aufpassen, daß wir mit einem blauen Auge da-
vonkommen") 65 ). Die Bundesrepublik muß

65) So Staatssekretär Schlecht vor der Jahresver-
sammlung des Ifo-Instituts, Ifo-Schnelldienst 20/77. 



mit dem Problem fertig werden, daß die Har-
monie, die in der Vergangenheit zwischen den 
Strukturprinzipien ihrer Wirtschaftsordnung 
und den Spielregeln der Weltwirtschaft be-
stand, der wachsenden Politisierung der inter-
nationalen Wirtschaftsbeziehungen zum Opfer 
gefallen ist.

3. In einigen Partnerländern stellen starke po-
litische und gesellschaftliche Kräfte den neo-
kapitalistischen Konsens in Frage, auf den die 
Europäische Gemeinschaft seit ihren Anfän-
gen gegründet ist.

4. Das Vordringen des Protektionismus in den 
USA ist ein Indiz dafür, daß die Ausbreitung 
des Dirigismus in den internationalen Wirt-
schaftsbeziehungen — der Alptraum, der die 
Architekten der westdeutschen Außenwirt-

schaftspolitik quält 66 ) — zunehmend zu einer 
realen Bedrohung wird.

Die genannten Faktoren und Entwicklungsten-
denzen werden von den Kritikern der ver-
meintlichen westdeutschen Hegemonie über 
Europa meist nicht genügend beachtet. Die 
kritische Aufmerksamkeit, die der Bundesre-
publik im Ausland zuteil wird, bildet indessen 
selbst eine der Grenzen ihres poli-
tisch-psychologischen Handlungsspielraums. 
Auch wenn die Kritik nicht immer fair ist, tun 
die politischen Repräsentanten dieses Landes 
gut daran, sie ernst zu nehmen. Sie wappnen 
sich damit gegen die Arroganz der Wirt-
schaftsmacht.

66) Vgl. P. Hermes, Außenpolitik und Außenwirt-
schaftsinteressen, Außenpolitik Nr. 3/1976, S. 247— 
255, S. 251.



Udo Kempf

Frankreich nach der Wahl
Politische, wirtschaftliche und soziale Probleme

I. Versuch einer knappen Wahlanalyse

Die Wahl vom 12. und 19. März 1978

Entgegen den Prognosen al
1
ler französischen 

Meinungsforschungsinstitute ) haben die fran-
zösischen Linksparteien die Wahl vom März 
1978 verloren. Zwar votierten im ersten Wahl-
gang bei einer für französische Verhältnisse 
extrem hohen Wahlbeteiligung vo

2
n 82,8 °/o 

eine knappe Mehrheit von 49,67 % ) für die 
Parteien der Linksunion und nur 48,36 % für 
die verschiedenen Gruppen des Regierungs-
lagers, aber der entscheidende Durchbruch ge-
lang nicht. Dies war um so erstaunlicher, als 
bei allen Nachwahlen zur Nationalversamm-
lung seit Herbst 1974, besonders aber seit dem 
Erdrutsch der Kantonais- (1976) und Gemein-
dewahlen von 1977 die vereinigte Linke ge-
waltige Stimmgewinne verzeichnen konnte. 
Vor allem die Sozialistische Partei entwickelte 
sich während dieser Wahlen zur unbestritten 
stärksten Partei nicht nur im linken Lager, 
sondern im gesamten französischen Parteien-
system.
Die 22,58 0/0 im ersten Wahlgang für die Parti 
Socialiste (zuzüglich 1,1 0/0 „Verschiedene 
Linke") war deshalb für die Partei geradezu 
enttäuschend, vielleicht sogar für die Basis in 
einigen Wahlkreisen entmutigend, was sich 
im zweiten Wahlgang bei der Stimmübertra-
gung auf den kommunistischen „Einheitskan-
didaten" der Linken zeigen sollte (s. u.). Sieht 
man einmal von der durch die Meinungsum-
fragen erzeugten Euphorie bei der Parti So-
cialiste ab, so ist folgendes festzuhalten-. Die 
Parti Socialiste ist nach .dem gaullistischen 
RPR (Rassemblement pour la Republique) die 
zweitstärkste Partei in Frankreich1); eine an-
dere Rechnung läßt sie die Gaullisten sogar 
leicht überrunden. Im Vergleich zu den Wah-
len von 1973 gibt es nur 18 Departements, in 

1) Siehe die Aufstellung in Le Monde vom 3. 3.
1978.
2) Vgl. die Statistik gemäß den Angaben des In-
nenministeriums, s. Le Monde, Dossiers et Docu- 
ments, Les Elections Legislatives de Mars 1978.
3) Nach den Angaben des Innenministeriums.

4) Vgl. den Wortlaut der Erklärung in: Le Monde, 
Dossiers et Documents, a. a. O., S. 86.

denen die Sozialisten zusammen mit dem ver-
bündeten Mouvement des Radicaux de Gauche 
(Linksliberale unter Robert Fabre) nicht ge-
wonnen haben. In alle Hochburgen der Re-
gierungsparteien gelangen teilweise tiefe Ein-
brüche, so besonders in Elsaß-Lothringen, in 
der Normandie, in der Bretagne, im gesamten 
Westen und im Zentrum. Aber auch die Hoch-
burgen der Kommunisten (besonders die an 
Paris angrenzenden Departements Seine-Saint- 
Denis und Val-de-Marne) mußten beachtliche 
Stimmen an die Sozialisten abgeben. Insofern 
ist das Wahlergebnis des ersten Wahlganges 
alles andere als enttäuschend: die Sozialisti-
sche Partei war erstmals wieder seit 1936 zur 
stärksten Partei der Linken geworden.
Das im Vergleich zu den Prognosen mäßige 
Abschneiden der Parti Socialiste ermöglichte 
es unmittelbar nachdem ersten Wahlgang dem 
Generalsekretär der kommunistischen Partei, 
Georges Marchais, innerhalb weniger Stunden 
nach außen hin den Streit im Linksbündnis zu 
begraben und ein aktualisiertes Regierungs-
bündnis zu unterzeichnen, wobei er in fast 
allen Positionen den Forderungen Mitterrands 
und Fabres nachgab4). Dieser Positionswech-
sel, der in der französischen Wählerschaft eher 
Verwirrung als Befriedigung über die doch 
noch erfolgte Einigung im Linksbündnis er-
zeugte und darüber hinaus bei vielen Wäh-
lern Mißtrauen hinsichtlich der Seriosität des 
Generalsekretärs der PCF wachrief, war mög-
lich geworden, weil die beiden großen Links-
parteien annähernd gleichstark aus dem ersten 
Wahlgang hervorgegangen waren. Marchais' 
Trauma, die Sozialisten könnten die Kommu-
nisten vom ersten Platz innerhalb des Links-
bündnis in. eine Juniorrolle abdrängen, war 
nicht eingetreten. Nun, nach dem 12. März, 
konnte Marchais gleichberechtigt mit einem 
Mitterrand verhandeln, dessen Partei durch 
das Wahlergebnis zwar leicht in Führung ge-
gangen, aber nicht zum dominierenden Partner 
geworden war.



Die Einigung, auf die fast alle Mitglieder und 
Sympathisanten beider Parteien seit über 
einem halben Jahr gehofft hatten, kam nun 
zu spät, um den Wahlausgang noch zugun-
sten der Linken korrigieren zu können. Ein- 
nerseits begünstigt das französische absolute 
Mehrheitswahlsystem und die ungerechte 
Wahlkreiseinteilung, die aufgrund der Bin-
nenwanderung Wahlkreise in Ballungsgebie-
ten gegenüber ländlichen Wahlkreisen benach-
teiligt, die Regierungsparteien. Andererseits 
war die Stimmübertragung beim zweiten 
Wahlgang auf den jeweiligen Kandidaten der 
Linksunion unterschiedlich: Während im Lager 
der Regierungsparteien diese Stimmübertra-
gung fast ausnahmslos funktionierte, weiger-
ten sich zahlreiche sozialistische oder links-
liberale Wähler, ihre Stimme den an der Spitze 
liegenden Kommunisten zu geben.
Das Beispiel von acht ausgewählten Wahl-
kreisen, in denen nach dem ersten Wahlgang 
der kommunistische Kandidat an der Spitze 
lag und eigentlich hätte siegen müssen, zeigt, 
daß ihm eine Woche später durchschnittlich 
gut 3 Prozent gegenüber den im ersten Ur-
nengang für die gesamte Linke abgegebenen 
Stimmen fehlten5). Aber auch sozialistische 
und linksliberale Kandidaten konnten in zahl-
reichen Wahlkreisen, wo die Unterschiede 
zwischen beiden Blöcken äußerst gering wa-
ren, nicht alle im ersten Wahlgang abgegebe-
nen „linken" Stimmen im zweiten entschei-
denden 'Wahlgang auf sich vereinigen. Das 
krasse Abbröckeln von manchmal über 5 Pro-
zent beweist, wie wenig die linke nicht-kom-
munistische Wählerschaft dem am 13. März 
nun endlich geschlossenen Bündnis traute. 
Der antikommunistische Affekt scheint in die-
sen Wahlkrei 6sen ) manche Linkswähler be-
wogen zu haben, aus Enttäuschung über das 
Verhalten der Kommunisten vor den Wahlen 
doch noch ins Regierungslager überzuwech-
seln. Denn die heftigen Attacken der letzten 
Monate, die der Generalsekretär der PCF, 
Georges Marchais, gegen die Sozialisten ge-
ritten hatte, scheinen entgegen aller Progno-
sen doch wahlentscheidend gewesen zu sein. 
Vor allem im großen Lager der Unentschlos-
senen, aber auch bei den Okologisten haben 
diese permanenten Ausfälle zu einer Stimm-
entscheidung im zweiten Wahlgang zugun-
sten der Regierungsparteien geführt. Bei 
13 878 573 Stimmen, die im ersten Wahlgang 
für die gesamte Linke einschließlich der ex-

5) Vgl. Le Monde, Dossiers et Documents, a. a. O., 
S. 93.
6) Vgl. ebd. S. 93.

6a) Ähnlich Stanley Hollmann, Wovon Giscard 
träumt, in: Die ZEIT vom 19. 5. 1978.
7) Ebd. S. 96.
8) Ebd.

tremen Linken abgegeben worden waren, ge-
genüber 13 276 296 Stimmen für alle Forma-
tionen, die sich zur Majorite bekennen, wäre 
ein Machtwechsel möglich gewesen, wenn
— eine strikte Wahldisziplin geübt,
— die Unentschlossenen von einer vereinig-
ten Linken überzeugt und
— fast alle Okologisten zur Wahl eines Links-
kandidaten bereit gewesen wären. Nichts da-
von ist eingetreten. Die Unsicherheit und das 
Mißtrauen gegenüber Marchais’ Taktieren ha-
ben die wahlentscheidenden Prozente geko-
stet; die Linke besaß am 19. März keine Re-
serven mehr 6a).

Niemand war deshalb über Franois Mitter-
rands scharfe Kritik an seinem kommunisti-
schen Bündnispartner verwundert, als er in 
der Wahlnacht vom 19. 3. 1978 erklärte: „Es 
ist heute klar, daß die Hoffnung, die (die 
Linksunion) für viele besaß, am 22. Septem-
ber 1977 an der Uneinigkeit zerbrochen ist. 
Die Geschichte wird darüber urteilen, was mit 
denjenigen geschieht, die dafür die Verant-
wortung zu tragen haben, indem sie nicht 
zögerten, ihre heftigen und
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 unaufhörlichen 
Attacken gegen die Sozialistische Partei mit 
denjenigen der Rechten zu verbinden." ) 
Robert Fabre, der Führer der linken Radikal-
sozialisten, ergänzte: „Das am 13. März 1978 
geschlossene Abkommen, das eigentlich schon 
am 22. September 1977 hätte unterzeichnet 
werden können, ist zu spät gekommen, um die 
Dynamik für die Linksunion wiederherzustel-
len. Können die Franzosen die Verantwor-
tung vergessen, die die kommunistische Par-
tei durch die erneute Machtübernahme der 
Rechten auf sich geladen hat? ... Ich betrachte 
mich heute als entbunden von allen Verpflich-
tungen, die ich 1972 unterschr

8

ieben habe, 
(d. h. das Gemeinsame Regierungsprogramm, 
U.K.)." )

Bruch der Linksunion

In diesem Zusammenhang ist hier kurz die 
Frage zu streifen, welche Gründe die kommu-
nistische Partei im Herbst 1977 bewogen ha-
ben mögen, die Aktualisierungsdebatte über 
das Gemeinsame Regierungsprogramm als An-
laß für einen Bruch mit ihren Partnern zu neh-
men.



Vordergründig ging es bei den Verhandlun-
gen auf höchster Ebene zwischen Mitterrand, 
Marchais und Fabre, nachdem die meisten Fra-
gen schon im Laufe des Sommers von einer 
gemeinsamen Kommission befriedigend ge-
klärt worden waren 9), um die Erhöhung des 
Mindestlohns, die Frage der Verengung des 
sogenannten Einkommensfächers, die Beibe-
haltung oder Abschaffung der atomaren Force 
de Frappe und besonders um die Zahl der zu 
verstaatlichenden Betriebe. Dazu kam später 
die ' für die Sozialisten besonders delikate 
Frage der Verteilung der Ministerien, wobei 
Marchais schließlich die Aufteilung proportio-
nal zum Stimmenanteil der einzelnen Parteien 
innerhalb der Linken forderte.

Diese offenen Fragen hätten im Verlauf der 
Verhandlungen zur Zufriedenheit aller gelöst 
werden können, sofern eine gewisse Kompro-
mißbereitschaft bei den Partnern des Gemein-
samen Regierungsprogrammes vorhanden ge-
wesen wäre. Dies hätte u. a. auch für das 
heikle Thema der Nationalisierungen gegolten. 
Hier ging es scheinbar 
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um die Zahl der zu 
verstaatlichenden Betriebe einschließlich der 
Filialen );  in Wirklichkeit aber ging es bei 
diesem Zahlenspiel um die Beherrschung der 
gesamten Wirtschaft. Denn in den nationali-
sierten Betrieben sollten die Führungsgremien 
je zu einem Drittel aus Regierungsvertretern, 
Verbrauchern und Arbeitern bestehen. Die 
Wahl der Vertreter der Arbeiterschaft sollte 
nach Meinung der PCF ausschließlich mit Hilfe 
von durch die Gewerkschaften aufgestellten 
Listen erfolgen. Dies hätte eindeutig die 
größte französische Gewerkschaft, die kommu-
nistisch orientierte Confederation Generale du 
Travail, begünstigt. PS und MRG sprachen 
sich deshalb dagegen aus und empfahlen für 
die Kandidatur auch unorganisierte Arbeiter, 
wodurch der über die CGT indirekt ausgeübte 
Einfluß der PCF auf diese Betriebe reduziert 
worden wäre.

Am 4. Januar 1978 präsentierte Franois Mit-
terrand einen Vorschlag der PS, der den For-
derungen der PCF auf den allermeisten Ge-
bieten nachgab; dennoch lehnte Marchais ab 

und verlangte sogleich neue Zugeständ-
nis 11se ).
Spätestens zu diesem Zeitpunkt wurde klar, 
daß die bislang angeführten Gründe von 
Seiten der PCF, die übrigen Partner seien 
nicht kooperationsbereit und an einer wirk-
lichen Aktualisierung interessiert, nur vorge-
schoben waren.
Die wahren Gründe lassen sich wie folgt zu-
sammenfassen 12 ): Aufgrund der Prognosen 
konnte die Linke mit einem Sieg rechnen, so 
daß in einer Situation, in der sich die „Sand-
kastenspielerei" zweier nicht an der Macht be-
findlichen Parteien allmählich zumindest po-
tentiell zu einer ganz Frankreich betreffenden 
Regierungspolitik wandelte, die machtpoli-
tische Lage der beiden Parteien eine entschei-
dende Rolle zu spielen begann. Hier liegt — 
zumindest was die PCF betrifft — der Schlüs-
sel zum Verständnis des Zerwürfnisses zwi-
schen den beiden großen Linksparteien. Aus 
ihrem Selbstverständnis heraus glauben die 
französischen Kommunisten, daß sie allein die 
Interessen der Arbeiter am besten vertreten 
können. Sie befürchten, daß eine Linksregie-
rung, in der sie nicht das Übergewicht hätten, 
zum Verrat an den Interessen der Arbeiter 
neigen würde und die PCF eventuell sogar 
ausgebootet werden könnte. Marchais' provo-
zierter Bruch im September 1977, der wegen 
des umfangreichen Propagandaaufwandes von 
langer Hand vorbereitet gewesen sein muß, 
diente einzig und allein dem Zweck, eine Wie-
derherstellung des Machtgleichgewichts inner-
halb der Linksunion bzw. der Vormachtstel-
lung der Kommunisten zu erreichen. Das Ge-
meinsame Regierungsprogramm hatte nämlich 
nicht den Kommunisten, sondern den Sozia-
listen Erfolge gebracht. Mit anderen Worten: 
die PCF lief Gefahr, zur Minderheit im Lager 
der Linken zu werden. Sie mußte befürchten, 
nicht einmal mehr 20 Prozent der Stimmen zu 
erhalten: Die Rolle der „Avantgarde" schien 
gefährdet zu sein. Zwischendurch, als sich bei 
Wahlumfragen herausstellte, daß die Kon-
frontationsstrategie der PCF keine neuen 
Wählerstimmen verschafft hatte, gab sich Mar-
chais gegenüber seinen Partnern versöhn-
licher. Dies verwirrte aber nur noch mehr die 
Wählerschaft der Linken und verunsicherte 
ebenfalls die Basis der kommunistischen Par- *

9) Vgl. hierzu Le Programme Commun de Gouver-
nement de la Gauche, Propositions socialistes pour 
l’actüalisation, Paris 1978, S. 5 ff. und aus kommu-
nistischer Sicht: Pierre Juquin, Programme Com-
mun. L'Actualisation ä dossiers ouverts, Paris 1977. 
10) Während die PCF die Verstaatlichung auch je-
ner Filialen forderte, in denen die Muttergesell-
schaft eine 50%ige Beteiligung besaß (ca. 1 450), 
wollten die PS und das MRG nur diejenigen mit 
98 °/o Beteiligung verstaatlicht wissen (ca. 200).

11) Vgl. hierzu: Udo Kempf, Der Bruch der franzö-
sischen Linksunion. Masch. Manuskript für die Ta-
gung der Arbeitsgruppe „Parteien, Wahlen, Parla-
mente" der Deutschen Vereinigung für Politische
Wissenschaft, Darmstadt 17./18. Juni 1978.
12) Vgl. Kempf a. a. O.



tei. Insgesamt gesehen, erschien die Taktik der 
PCF zu fadenscheinig, um die notwendigen 
Wählerstimmen aus dem bürgerlichen Lager 
zu bringen, die die Linksunion für den Wahl-
sieg brauchte.

Das Abstimmungsergebnis des ersten Wahl-
gangs zeigt zweierlei: 1. die sich abzeich-
nende Niederlage der Linksunion und 2. einen 
Erfolg Marchais’, dem es mit Hilfe dieser 
ominösen Taktik gelungen war, entgegen den 
Voraussagen den Stimmenverlust der kom-
munistischen Partei zu stoppen. Das Gleich-
gewicht (reequilibrage) innerhalb der Linken 
war wiederhergestellt. Daß durch diese Taktik 
die Linke verlor und anschließend das Bünd-
nis endgültig auseinanderbrach, nahm das Po-
litbüro der PCF in Kauf.

Die Situation „danach"

Wagt man die Situation in den Parteien nach 
der Wahl zu analysieren, so lassen sich im 
linken Lager folgende Entwicklungstendenzen 
erkennen. Das Gemeinsame Regierungspro-
gramm hat nur noch historischen Wert. Pierre 
Mauroy, nach Mitterrand der führende Mann 
in der PS, erklärte sogar, seine Partei habe 
„das Halseisen abgestreift" .  Robert Fabres' 
Radikalsozialisten sch
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einen unter ihrem neuen 
Parteivorsitzenden Michel Crepeau — Fabre 
hatte sein Amt niedergelegt — nach einigem 
Schwanken am Bündnis mit den Sozialisten 
festhalten zu wollen ).  Während die Soziali-
sten erstaunliche Geschlossenheit zeigen und 
jegliche Diskussion über die Zukunft ihres — 
nunmehr seit 1973 zum dritten Mal geschlage-
nen — Ersten Sekretärs vermeiden (sieht man 
von wenigen Äußerungen ihres linken Flü-
gels, des CERES, einmal ab), erlebt die PCF 
praktisch eine vor der Öffentlichkeit nur müh-
sam vertuschte innerparteiliche Grundsatzkri-
tik an Marchais' Taktik und am Führungsstil 
des Politbüros. Nach langem Zögern mußte 
Marchais vor der Presse zugeben, daß sich 
eine solche Kritik am Verhalten des Politbüros 
nicht nur an der Basis, sondern auch innerhalb 
des Apparates entwickelt habe. Für ihn sei 
diese Diskussion Ausdruck innerparteilicher 
Demokratie. Gleichzeitig aber wird der Ver-
such sichtbar, den linken Flügel dieser Kriti-
ker, vor allem zahlreiche der PCF angehörige 
Intellektuelle 13a), zu isolieren; er wirft ihnen 

vor, schon gegen seine Politik auf dem 22. Par-
teitag, auf dem der Begriff der Diktatur des 
Proletariats fallengelassen wurde, Position be-
zogen zu haben14). Gleichzeitig verstärkt die 
Partei ihre Angriffe gegenüber den Sozialisten, 
um auf diese Weise von der innerparteilichen 
Kritik abzulenken, die sich nach außen beson-
ders durch Leserbriefe in verschiedenen nicht-
kommunistischen Zeitungen artikuliert.

13) Vgl. Frankiurter Allgemeine Zeitung vom 28. 3. 
1978 und Le Monde vom 23. 5. 1978.
13a) Vgl. dazu: Archiv der Gegenwart, Heft 14/1978 
(1.—6. 4. 1978), 21690 B.

Ob durch solche Kritik Marchais’ Position ins 
Wanken gerät und ein sogenannter harter 
Flügel unter dem Chefredakteur der Partei-
zeitung L’Humanite, Leroy, die Oberhand ge-
winnt, ist fraglich. Denn Marchais kann immer-
hin darauf verweisen, daß durch seine Taktik 
die kommunistische Wählerschaft stabilisiert 
wurde.

Auf der Sitzung des 120köpfigen Zentralkomi-
tees Ende April 14a) wurde sein Rechenschafts-
bericht, in dem er betonte: „wir haben keine 
Fehler gemacht" und gleichzeitig gegen die in-
nerparteiliche Kritik erneut polemisierte, ein-
stimmig gebilligt. Für ihn ist die Grundsatz-
debatte über den Bruch mit den linken Part-
nern eine „unverantwortliche Diskussion um 
jeden Preis“. Zwar steht für ihn fest, daß die 
PCF „wieder einmal demonstriert hat, daß sie 
die demokratischste Partei Frankreichs ist"; 
aber: „Man kann dem demokratischen Leben 
der Partei größte Bedeutung schenken. Die 
Partei im Namen einer vagen kleinbürgerlichen 
Anarchie zu demontieren, ist aber etwas ganz 
anderes."

Die Frage, ob Marchais, der oft als Vertreter 
eines „weichen" Kurses innerhalb der PCF 
angesehen wurde, wieder ins Lager der „Fal-
ken“ übergewechselt (bzw. hart geblieben) ist, 
ist nach diesen Äußerungen nicht auszuschlie-
ßen. Fest steht, daß eine innerparteiliche Öff-
nung, also eine Abkehr vom demokratischen 
Zentralismus, jetzt mehr denn je ausgeschlos-
sen ist. Auch Entwicklungstendenzen, wie sie 
bei den übrigen Eurokommunisten, besonders 
bei der spanischen KP, eingesetzt haben, sind 
wenig wahrscheinlich. Zu erwarten ist viel-
mehr ein Abwürgen der nach der Wahlnieder-
lage einsetzenden Diskussion sowie eine Ver-
schärfung der Auseinandersetzung mit den 
Sozialisten. Erst der nächste Parteitag Anfang 
1979 dürfte die Frage klären, ob Marchais' 
Position und damit die Politik der PCF in den 
letzten Jahren erschüttert ist.

14) Vgl. Le Monde vom 5. 4. 1978.
14a) Vgl. Le Monde vom 29. 4. 1978.



Auch im Regierungslager ist der alte Streit 
zwischen Chiracs Rassemblement pour la Re- 
publique, das zwar geschwächt, aber mit 154 
Abgeordneten doch als stärkste Fraktion aus 
den Wahlen hervorgegangen ist, und der 
Staatspräsident Giscard d’Estaing 
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weitgehend 
ergebenen Parlamentsfraktion Union pour la 
Democratie Franaise (UDF) ) erneut ausge-
brochen.

So wollen Premierminister Raymond Barre und 
die UDF mit 134 Abgeordneten Giscards Ziel 
realisieren, die Polarisierung der französischen 
■Wählerschaft zu überwinden und durch eine 
Öffnung nach links (zunächst mit Blick auf die 
linken Radikalsozialisten, aber auch auf Teile 
der Sozialisten) allmählich die Regierungs-
mehrheit zu erweitern.

Demgegenüber lehnt J. Chirac eine solche Po-
litik strikt ab. Zum einen befürchtet er zu 
Recht, durch eine solche Vergrößerung der Re-
gierungskoalition schließlich ausgebootet zu 
werden16 ). Zum anderen besitzt Raymond 
Barre ohne die Gaullisten keine reale Parla-
mentsmehrheit; Giscard d'Estaing und sein 
Premier sind also auch in Zukunft auf das RPR 
angewiesen. So drohte Chirac unverhüllt mit 
einem Scheitern jeglicher Regierungspolitik, 
sofern sie den grundsätzlichen Zielen der Gaul-
listen widerspricht. Für ihn kommt es nicht 
darauf an, „die Politik der Linken zu betrei-
ben" oder „daß wir uns im Sieg be

17
herrschen, 

sondern daß wir ihn ausnutzen" ). Mit an-
deren Worten: Chirac versucht schon jetzt die 
notwendige Ausgangsbasis für die Präsident-
schaftswahlen im Frühjahr 1981 zu schaffen, 
wo er nach der momentanen Lage Giscards 
Hauptkonkurrent werden dürfte. Denn die 
Wähler seiner Sammlungsbewegung sind in 
ihrer soziologischen Zusammensetzung weit-
gehend identisch mit den Anhängern der wich-
tigsten Gruppierung der UDF, der Republika-
nischen Partei. Sie durch eine progressive Re-
formpolitik zu beunruhigen, liegt weder in 

15) Die UDF bildete sich am 1. Februar 1978 und 
setzt sich aus folgenden Parteien zusammen: Repu-
blikaner, Radikalsozialisten (rechter Flügel), Zen-
trum.
19) Vgl. seine Äußerungen auf dem außerordent- 
lichen Parteitag 1978, abgedr. in F.A.Z. vom 15. 4. 
1978.
17) Ebd.

15) Die Folge war eine Änderung der Parteistatu-
ten, die nun die Abgeordneten automatisch zu Mit-
gliedern des Zentralkomitees macht, andererseits 
aber gaullistische Regierungsmitglieder und die 
Vorsitzenden des Verfassungsrates, des Senats und
der Nationalversammlung für die Dauer ihrer 
Amtszeit aus den Führungsgremien des RPR aus-
schließt.

Giscards, aber noch weniger in Chiracs In-
teresse. Daß seine Stellung innerhalb der 
Parlamentsfraktion des RPR nicht ganz unum-
stritten ist, zeigt die Wahl des Altgaullisten 
Jacques Chaban-Delmas zum Parlamentspräsi-
denten gegen den Willen Chiracs. Knapp 
30 RPR-Abgeordnete haben bei der gehei

18

men 
Wahl gegen Chiracs Favoriten, Edgar Faure, 
gestimmt und somit indirekt dem Präsident 
der gaullistischen Bewegung eine empfindliche 
Schlappe beigebracht ).
Abschließend ist festzuhalten, daß das Wahler-
gebnis zwar einen Machtwechsel zugunsten 
der Linken verhindert hat. Die Situation hat 
sich aber insofern verändert, als sich das bis-
her auf zwei fast gleichstarken Blöcken ruhen-
de Parteiensystem eher zu einem Vierersy-
stem gewandelt hat: Auf der Linken die mitt-
lerweile verfeindeten Kommunisten und So-
zialisten mit ihrem Partner MRG (Mouvement 
des Radicaux de Gauche), auf der Rechten die 
Gaullisten, die Staatspräsident Giscard 
d'Estaing vorwerfen, sie nicht als loyale Part-
ner zu behandeln, und die sich zur Fraktions-
gemeinschaft UDF zusammengeschlossenen 
Anhänger Giscards. Theoretisch wären andere 
Bündnisse als die bestehenden möglich; aber 
keine Partei ist geschlossen und somit stark 
genug, um das Lager zu wechseln und eine 
neue Regierungskoalition zu bilden. Somit ver-
hindert ein fast täglicher Streit zwischen den 
Führern der Majorite das Inangriffnehmen 
längst überfälliger sozialer und wirtschaft-
licher Reformen. Raymond Barres Regierungs-
erklärung am 19. April 1978 war dafür ein 
typisches Beispiel. Andererseits dürfte auch 
Giscards Hoffnung, die Sozialisten für eine 
Koalition zu gewinnen, auf absehbare Zeit 
illusorisch bleiben, denn ein solcher Wechsel 
würde momentan zu einer starken Zerreiß-
probe in der PS werden, die ggf. zu ihrer Spal-
tung führen könnte — ein Risiko, das F. Mit-
terrand zum augenblicklichen Zeitpunkt nicht 
einzugehen bereit ist.



II. Kurzporträt der französischen Gesellschaft

Zur Entwicklung der französischen Sozial-
struktur

Zentrales Thema des letzten Wahlkampfes 
war neben sozialen Fragen vor allem die 
Ungleichheit bei Einkommen und Vermögen. 
Nach einer Studie des CERC (Centre d'etude 
des revenus et des coüts), die von Premiermi-
nister Barre in Auftrag gegeben worden 
war, sind solche Ungleichheiten in Frank-
reich im Vergleich zu seinen europäischen 
Nachbarn extrem groß19 ) (s. u.). Zweifels-
ohne haben die Franzosen im ersten Wahl-
gang deutlich gemacht, daß sie die Verspre-
chungen ihres Staatspräsidenten nach mehr 
sozialer Gerechtigkeit, die dieser schon vor 
seiner Wahl 1974 gegeben hatte, nun verwirk-
licht sehen wollen. Aus diesem Grund gaben 
sie der Linksunion zunächst einen knappen 
Vorsprung. Das gemeinsame Programm der 
Linken hat Erwartungen freigesetzt, die bei 
breiten Schichten die Hoffnung auf soziale 
Veränderungen weckten und die von den Re-
gierungsparteien nicht übergangen werden 
können. So finden sich in allen Parteiprogram-
men 20 ) Aussagen über die Verbesserung der 
sozialen Lage bisher unterprivilegierter Schich- 
ten. Am weitesten ging — nach dem Bruch 
der Linksunion — die PCF, die u. a. die An-
hebung des Mindest 21lohnes SMIC )  um 37 Pro-
zent auf 2 400 F forderte. Dem schlossen sich 
die Sozialisten erst nach einigem Zögern an. 
Andererseits befürchteten die Regierungspar-
teien in einer solchen Erhöhung des SMIC den 
Bankrott zahlreicher Klein- und Mittelbetriebe 
sowie weiter Teile des Handels. Sie schlugen 
statt dessen — so Raymond Barre im Pro-
gramm von Blois — eine allmähliche Anhe-
bung dieses gesetzlich garantierten Mindest-
lohns vor. Gerade die Auseinandersetzung um 
den SMIC ist mit wahlentscheidend gewesen, 
weil nach dem Einschwenken der Sozialisten 
auf die Linie der PCF zahlreiche, durch Anhe-
bung in ihrer wirtschaftlichen Existenz be-
drohte kleine Selbständige wieder ins Regie-
rungslager übergewechselt sind.

20) Vgl. die Synopse in Le Monde, Dossiers et 
Documents, a. a. O., S. 41 f.
21) Salaire minimu
22)

m interprofessionel de croissance. 
2ä  Vgl. Udo Kempt, Das politische System Frank-
reichs, Opladen 1975, S. 219 ff.; Dieter Menyesch,
Das alte und neue Frankreich, in: Der Bürger im
Staat, Heft 1, März 1978, S. 33 ff.; Oscar-Erich 
Kuntze, Wirtschaftsmacht, in: Der Bürger im Staat, 
a. a. O., S. 39 ff.

Somit sind die sogenannten „Smicards“, d. h. 
jene nach dem Mindestlohn Bezahlten, die ei-
gentlichen Verlierer der Wahl. Denn diese 
ca. anderthalb Millionen Beschäftigten müssen 
mit monatlich 1 743 Francs ihren Lebensunter-
halt bestreiten. Wie sie dies schaffen (außer

19) CERC, Rapport sur les revenus, Editions Alba-
tros, Paris 1977. 

durch zusätzliche Nebentätigkeit), ist ein Rät-
sel. Dabei sind ihre Löhne seit der Mai-Krise 
1968 schon überproportional angestiegen. Die 
damalige Lohnerhöhung von 35 Prozent, die 
von der Wirtschaft relativ gut verkraftet wur-
de, sowie die folgenden sind aber mittlerweile 
durch die steigenden Lebenshaltungskosten 
aufgezehrt, so daß die „Smicards" am Rande 
des Existenzminimums leben. Raymond Barres 
Regierungserklärung, den SMIC überpropor-
tional anzuheben (auf 1811 F ab 1. Mai), 
brachte für diese Gruppe, die neben den Rent-
nern zur ärmsten Bevölkerungsgruppe zählt, 
nur bescheidene Hoffnung. Der von den Kom-
munisten provozierte Bruch war für sie — 
folgt man den zahlreichen Äußerungen von 
„Smicards" in der Presse — eine so tiefge-
hende Enttäuschung, daß sie aus Verbitterung 
den Linksparteien teilweise ihre Stimmen ver-
weigerten.
Somit haben die Wahlen zwar den Regie-
rungsparteien (rechnerisch) eine stabile Mehr-
heit beschert, aber nicht zur Lösung der sozia-
len Probleme beigetragen.
Wenden wir uns nun der Entwicklung der 
französischen Sozialstruktur zu.
Nicht nur die französische Wirtschaft, sondern 
auch die französische Sozialstruktur hat in 
den vergangenen Jahren einen grundlegenden 
Wandel durchlaufen22). War Frankreichs So-
zialstruktur vor dem Zweiten Weltkrieg durch 
ein ausgeglichenes Vorhandensein von Bauern, 
Kleinhändlern, Gewerbetreibenden und Hand-
werkern gekennzeichnet, änderte sich dies 
schlagartig Ende der fünfziger Jahre: Der 
schon nach dem Krieg einsetzende wirtschaft-
liche Aufschwung setzte sich nach dem Eintritt 
Frankreichs in die EWG verstärkt fort. So 
stieg das Bruttosozialprodukt in dem Zeitraum 
1960 bis 1972 um durchschnittlich 5,8 Prozent; 
1973, vor Ausbruch der weltweiten Rezession, 
betrug es 6,3 Prozent und lag neben Japan an 
der Spitze der westlichen Industrieländer. 
Trotz der Wirtschaftskrise erzielte Frankreich 
1977 mit 3 Prozent ein höheres BSP als die 



Bundesrepublik Deutschland. Stellt man eine 
Rangliste der reichsten Länder auf, so liegt 
Frankreich 1976, gemessen am BSP vor Groß-
britannien auf dem fünften Platz.
Wird diese Summe aber auf die Bevölkerung 
umgerechnet, so rutscht Frankreich mit 6 547 
Dollar auf den zehnten Rang (den ersten 
Platz hält die Schweiz, die Bundesrepublik 
Deutschland mit 7 254 Dollar den siebten). ). 
Parallel dazu erfolgte ein starker Konzentra-
tionsprozeß der französischen Wirtschaft, der 
vom Staat durch großzügige Kredite gefördert 
wurde, um die einzelnen Branchen für den 
Weltmarkt konkurrenzfähig zu machen. So 
erzielten 1970 z. B. 0,86 Prozent aller Indu-
striefirmen 62 Prozent (!) des gesamten Um-
satzes aller Betriebe. Dies zeigt ebenfalls, daß 
ein wesentlicher Strukturdefekt der französi-
schen Wirtschaft nach wie vor besteht: die 
partiell noch dem Ideal sich selbst genügender 
Mini-Familienbetriebe anhängenden Unter-
nehmer. Mangelnde Kapitalausstattung, pa-
triarchalischer Führungsstil und unzureichen-
de Technologie hat sie oft als erste während 
der Krise in den Konkurs getrieben.

25) Laurent Thevenot, Les Categories sociales en 
1975: l'extension du salariat, in: Economie et Sta- 
tistique 91 (juillet-aoüt 1977), S. 4 f.
26) Thevenot, a. a. O., S. 12.

Ein weiteres Element, das den Wandel der 
französischen Sozialstruktur kennzeichnet, ist 
die Verstädterung, die ihrerseits stark mit 
dem Rückgang der Bevölkerung in der Land-
wirtschaft verknüpft ist. So leben Mitte der 
siebziger Jahre 70 Prozent aller Franzosen in 
Städten; 1958 waren es erst 58 Prozent. Der 
Staat versucht durch den Bau von neuen 
Städten und durch den Ausbau bestehender 
regionaler Metropolen (sogenannte „Metro-
poles d'Equilibre") dieser Verstädterung mit 
all ihren sozialen, wirtschaftlichen und infra-
struktureilen Problemen Rechnung zu tragen. 
Dennoch leben ca. 20 Prozent aller Franzosen 
in der Pariser Region.
Somit hat sich ein neuer Gesellschaftstyp in 
den letzten zwei Jahrzehnten herausgebildet: 
Eine „vorwiegend städtische Gesellschaft hat 
die traditionelle ländliche Gesellschaftsord-
nung verdrängt" 24 ).
Innerhalb der Landwirtschaft ist der Umbruch 
verhältnismäßig reibungslos vonstatten gegan-
gen. Waren noch 1954 20,7 Prozent aller Be-
schäftigten (einschließlich der Landarbeiter so-
gar ,7 %) in der Landwirtschaft tätig, so sind

23) Vgl. OCDE: Etudes Economiques. France, Fe-
bruar 1977.
24)<i> Rene Lasserre, Entwicklung der französischen 
Sozialstruktur, in: Sozialstruktur und Politik in 
Frankreich, Schriftenreihe des Deutsch-Französi-
schen Instituts 1976, S. 3. 

es 1975 nur noch 7,6 Prozent (zuzüglich 1,7 °/o 
Landarbeiter) ). Durchschnittlich 150 000 Per-
sonen wandern jährlich vom Land in die Stadt; 
es sind vor allem junge Menschen, denen die 
elterlichen Äcker kein gesichertes Auskommen 
garantieren und die deshalb einen Arbeits-
platz in der Industrie suchen. Die Folge ist — 
neben den Problemen eines Bruches sozialer 
Bindungen — eine Vergreisung zahlloser Dör-
fer, eine Verödung zahlreicher Landstriche und 
eine Überalterung der Landwirte. Schon heute 
sind 43 Prozent aller Bauern älter als 50 Jah-
re 26).
Diese Tendenz trifft in ähnlicher Form auch 
für die Selbständigen in Industrie, Handwerk 
und Handel zu. So hat sich ihr Anteil an den 
Erwerbstätigen von 12 Prozent (1954) auf 
7,8 Prozent im Jahre 1975 verringert. Auf die 
Folgen des Verlustes der Selbständigkeit kann 
hier nicht näher eingegangen werden. Jedoch 
hat ein solcher Verlust, der den bisher Selb-
ständigen oft zur Aufnahme von Fließband-
arbeit in der Fabrik zwang, eine soziale De-
klassierung gebracht, die erheblichen sozialen 
Zündstoff birgt.

Neben diesem Rückgang der traditionellen 
Mittelschicht stellt man eine rasche Zunahme 
von abhängig Beschäftigten fest. So sind heute 
83 Prozent aller Beschäftigten Lohn- und Ge-
haltsempfänger. Am stärksten ist die Zahl der 
Angestellten, der mittleren Kader (also 
Grundschullehrer, medizinisches und soziales 
Pflegepersonal, Techniker und mittlere Ver-
waltungsbeamte) sowie der höheren Kader 
(Professoren und Gymnasiallehrer, Ingenieure 
und leitende Verwaltungsbeamte sowie zahl- 25



reiche freie Berufe) um durchschnittlich 
4,5 Prozent im Zeitraum von 1968 bis 1975 
angestiegen. Dies hängt vor allem mit der 
Entwicklung des tertiären Sektors zusammen, 
der wiederum eng mit der Industrieentwick-
lung verbunden ist. So hat sich die Zahl der 
mittleren Angestellten zwischen 1958 und 
1975 mehr als verdoppelt (5,8 °/o : 12,7 °/o), die 
der einfachen Angestellten hat um 75 Prozent 
zugenommen (10,8 0/0:17,7 0/0) und die Zahl 
der höheren Kader hat um das Zweieinhalb-
fache zugenommen (2,9 °/o : 6,7 ®/o). Diese Be-
völkerungsgruppe stellt heute 37 Prozent der 
erwerbstätigen Bevölkerung dar und ist damit 
fast ebenso stark wie die Arbeiterschaft (s. u.). 
Somit hat sich das Zahlenverhältnis zwischen 
traditionellem Mittelstand und dem „neuen", 
unselbständigen Mittelstand zwischen 1954 
und 1975 umgedreht.

Demgegenüber stagniert der Anteil der Arbei-
ter mit 37,7 Prozent der Beschäftigten. Zwar 
haben auch sie zwischen 1954 und 1968 um 
5 Prozent zugenommen; gegenüber 1968 ist 
aber ihr heutiger Anteil um 0,1 Prozent ge-
schrumpft. Dennoch bleiben sie mit 8,2 Mil-
lionen die größte soziale Gruppe in der fran-
zösischen Gesellschaft.

Dieser hier in Zahlen ausgedrückte Wandel 
hat sich auch auf die Struktur der einzelnen 
Schichten in der Bevölkerung ausgewirkt. 
Folgt man Rene Lasserre 27 ), so hat sich in der 
„herrschenden Schicht" (Industrielle, leitende 
Beamte, Freiberufliche und höhere Kader) 
neben der traditionellen Vermögensbourgeoi-
sie eine „neue Bourgeoisie" etabliert, deren 
Status und Reichtum auf intellektuellem Ka-
pital und Ausübung der Macht in Industrie 
und Staat beruhen. Sie unterscheidet sich dar-
über hinaus von der „ideologisch konservati-

27) Vgl. Lasserre, a. a. O., S. 4 ff.

ven früheren Bourgeoisie durch eine eher mo-
dernistische Orientierung"; sie stellt, mit an-
deren Worten, den industriellen Fortschritt 
Frankreichs in den letzten 20 Jahren dar.

Gegenpol dieser herrschenden Schicht ist die 
Arbeiterklasse, deren Zahl sich zwar am Ge-
samtanteil der Erwerbstätigen in den vergan-
genen Jahren verringert hat, die aber trotz-
dem noch die stärkste soziale Gruppe bildet, 
obgleich ihr Anteil innerhalb der abhängig 
Beschäftigten von 49 Prozent auf 46 Prozent 
gefallen ist.

Innerhalb dieser Schicht hat sich eine zuneh-
mende Differenzierung ergeben: So ist der An-
teil der Meister und Facharbeiter kontinuier-
lich gestiegen, während die Zahl der Fließ- 
bandarbeiter (sogenannte „Ouvriers spciali- 
ses“ oder auch O. S.) stagniert; die ungelern-
ten Arbeiter haben sogar abgenommen. Sie 
setzen sich besonders aus Frauen zusammen, 
deren Anteil an diesen Berufszweigen der Ar-
beiterschaft mit 28 Prozent besonders hoch 
ist. Ihr früherer Tätigkeitsbereich wurde in 
den letzten Jahren zunehmend wegrationali-
siert, so daß sie häufig von Fachkräften zu 
Hilfsarbeiterinnen wurden.



Vermögens- und Einkommensdisparitäten

Zweifelsohne steht trotz der erheblichen all-
gemeinen Erhöhung des Lebensstandards die-
se Bevölkerungsschicht, die durch die Erhö-
hung des SMIC im Mai 1968 anschließend et-
was höhere Lohnsteigerungen erhielt als an-
dere Arbeitnehmer, immer noch auf der un-
tersten Stufe der gesellschaftlichen Hierar-
chie. Dies soll u. a. durch die Darstellung der 
Entwicklung der Einkommens- und Vermö-
gensunterschiede in der französischen Ge-
sellschaft dargelegt werden.

Zunächst ist von zwei Feststellungen auszu-
gehen:
— Die oben aufgezeigte wirtschaftliche Ex-

pansion bedingte eine gleichzeitige, nicht 
unbeträchtliche Erhöhung aller Einkom-
men. So hat sich das Realeinkommen pro 
Kopf der Bevölkerung seit 1949 verdrei-
facht. Aber:

— Eine Umverteilung des gemeinsam erwirt-
schafteten Bruttosozialprodukts im Sinne 
von mehr Chancengleichheit, von einer 
Verengung der Einkommensschere, von 
mehr sozialer Gerechtigkeit mit Hilfe di-
verser Sozialbudgets hat kaum stattgefun-
den.
Im Gegenteil: Zwar wurden die Armen 
nicht ärmer und konnten ihren Lebens-
standard bescheiden erhöhen, aber die Rei-
chen wurden nicht nur reicher, sondern 
um ein Vielfaches reicher. So kommt ein 
Bericht des staatlichen statistischen Insti-
tuts INSEE 28)  zu dem Ergebnis, daß „der

28) INSEE, Die Entwicklung des Vermögens der 
Franzosen zwischen 1949 und 1975, vgl. dazu: Le 
Monde vom 11. und 18. 4. 1978 sowie Jean-Claude 
Colli, L’Inegalite par l'argent Paris 1975, und INSEE, 
Donnees Sociales, 3eme edition 1978, siehe auch: 
Klaus-Peter Schmid, Wie reich sind die Franzosen, 
in: Die ZEIT vom 31. 3. 1978.

Vermögensabstand zwischen dem reichsten 
und ärmsten Zehntel der Bevölkerung sich 
fast verdopelt hat".

In Zahlen ausgedrückt heißt das, daß sich die 
Kluft zwischen Arm und Reich bei den Ver-
mögen von 1 zu 15,7 (1949) auf 1 zu 28,3 Pro-
zent erweitert hat. Ein Drittel aller Haus-
halte besitzt zusammen lediglich 0,5 Prozent 
des gesamten privaten Vermögens; mit ande-
ren Worten: maximal 10 000 Francs pro Haus-
halt. Am oberen Ende der Wohlstandstabelle 
teilen sich dagegen zehn Prozent aller Haus-
halte 50 Prozent des Reichtums: sie verfügen 
jeweils über 500 000 Francs oder mehr.
Insgesamt, so urteilt ein Bericht des CREP 
muß festgestellt werden, daß in Frankreich 
die Vermögensungleichheit zweimal größer ist 
als bei den Einkommen, und ebenfalls bedeu-
tend größer als in den übrigen westeuropäi-
schen Industriestaaten.
Auch bei den Einkommen bestehen ähnliche 
Disparitäten. So verdienten im Januar 1978 
80 °/o aller französischen Arbeitnehmer und 
95 °/o aller Frauen weniger als 4 400 Francs 
(= DM 2 000,—) im Monat. Dabei erhielten 
51 °/o aller Männer und 78 % aller Frauen so-
gar weniger als 2 935 Francs (= DM 1 400,—) 
im Monat; der französische Durchschnittslohn 
lag bei 2 900 Francs bei den Männern und bei 
2 100 Franc bei den weiblichen Arbeitneh-
mern. Vergleicht man solche Einkommen mit 
höheren, so ergibt sich ein „Einkommens-
fächer" von 1 zu 13 zwischen Hilfsarbeiterin-
nen und leitenden Verwaltungsangestellten 
in der Industrie.

Die beiden folgenden Tabellen sollen solche 
Disparitäten erläutern helfen:

29) Vgl. dazu: Le Monde, L'Annee Economique et 
Sociale, 1977: La Langueur, Dossiers et Documents 
Januar 1978, S. 123, und Robert Lattes, La Fortune 
des Frangais, Editions J.-C. Lattes, Paris 1977.





Betrachtet man nicht nur die hier aufgeführ-
ten Einkommen, sondern bezieht in einen Ver-
gleich auch extreme Einkommenspole mit ein, 
wie z. B. R
30

entner, die Anfang 1978 ganze 
,1 6 F pro Tag (= ca. 915 F pro Monat) er-

hielten, und die Generaldirektoren großer In-
dustriekonzerne, ergibt sich ein Einkommens-
unterschied von 1 zu 48. Das Bestürzende an 
soldien Unterschieden ist nicht die Höhe, son-
dern die Tatsache, daß Rentner und die unter-
sten Lohngruppen am Rande des Existenz-
minimums (wenn nicht oft sogar darunter) le-
ben müssen.
Auf die Ungleichheit im Gesundheitswesen, 
im Wohn- und Freizeitbereich kann hier nicht 
eingegangen werden. Sie korrelieren aber mit 
den oben aufgezeigten Einkommensdispari-
täten.
Neben diese Faktoren tritt ein weiterer, der 
ganz besonders die unteren Einkommens-
schichten trifft: die Höhe der Mehrwertsteuer 
(T.V.A.). Frankreich kennt im Gegensatz zu 
seinen Nachbarn nicht nur keine Vermögens-
steuer sowie nur eine äußerst bescheidene 
Erbschaftssteuer, sondern auch nur eine relativ 
geringe Einkommenssteuer, deren Progres-
sionssätze erst bei hohen Einkommen anset-
zen, so daß diese Steuer nur 20 Prozent aller 
Steuereinkünfte des Staates ausmacht. Das 
Gros aller Steuereinnahmen bringt die soge-
nannte T.V.A., die vor allem kinderreiche Fa-
milien besonders hart trifft, da — abgesehen 
von wenigen Grundnahrungsmitteln — auf 
Lebensmittel und Gebrauchsgütern ein Steuer-
satz von durchschnittlich 16—33 Prozent liegt. 
Am Beispiel einer sechsköpfigen Familie mit 
ca. 4 500 Franc Einkommen (einschließlich 
Kindergeld, Wohngeld und Hausfrauengeld 
für die nichtberufstätige Mutter) bedeutet dies, 
daß eine solche Familie monatlich etwa 800 
Francs bzw. knapp 20 Prozent ihres Einkom-
mens als indirekte Steuer an den Staat ab-
führt 30).

30) Vgl. den Fernsehfilm: Klassenkampf auf Fran-
zösisch, zitiert bei: Jürgen Nebel, Frankreich hat 
gewählt — Aktuelle Unterrichtsmaterialien 5, Bei-
hefter zu Geographische Rundschau 30 (1978) H. 3,

Die Diskussion über eine gerechtere Steuer-
verteilung nahm deshalb im Wahlkampf einen 
ebenso großen Stellenwert ein wie die Er-
höhung des Mindestlohns. Alle Parteien ver-
sprachen eine gerechtere Belastung, wie dies 
schon Staatspräsident Giscard d’Estaing bei 
seinem Amtsantritt 1974 getan hatte, ohne je-
doch dieses Versprechen verwirklicht zu ha-

ben. Auch nach der Wahl scheint sich in die-
sem Bereich fast nichts zu ändern, da die Vor-
stellungen der Regierungsparteien zu hetero-
gen sind. Die Gaullisten erklärten klipp und 
klar, daß sie eine ihre Wählerschaft bela-
stende Vermögensteuer ablehnen; auch eine 
Änderung der T.V.A. wird zurückgewiesen. 
Damit müssen zunächst Hoffnungen auf eine 
Korrektur dieses ungerechten Steuersystem 
begraben werden.

Eine zergliederte Gesellschaft

Summiert man die hier aufgeführten wichtig-
sten Faktoren der französischen Sozialstruktur, 
so läßt sich abschließend die französische Ge-
sellschaft mit Rene Lasserre 31) in fünf ziemlich 
voneinander abgegrenzte Gruppen untertei-
len:
Auf der untersten Stufe dieser Gesellschafts-
pyramide steht mit etwa 50 Prozent der Be-
völkerung die „Gruppe der Benachteiligten 
und der Beherrschten", zu der Lasserre die 
Landarbeiter, das Dienstpersonal und die Ar-
beiter rechnet. Diese Gruppe ist gekennzeich-
net durch die niedrigsten Einkommen sowie 
die härtesten Lebensbedingungen.
Die zweite Gruppe besteht aus den „kleinen 
Kapitalisten", also aus Handwerkern, Klein-
händlern 32 ) und Kleinagrariern. Zwar haben 
sie gegenüber der ersten Gruppe den Vorteil, 
selbständig bzw. relativ unabhängig zu sein, 
doch verfügen sie trotz harter Arbeit nur über 
ein bescheidenes Einkommen und sind wirt-
schaftlich durch Strukturveränderungen in 
ihrem Tätigkeitsbereich bedroht.
Darüber befinden sich die „White Collar"- 
Angestellten, eine expandierende Gruppe mit 
relativ guten Arbeits- und Verdienstmöglich-
keiten. Zwar muß dies für die kleinen Ange-
stellten eingeschränkt werden, doch gibt es für 
diejenigen mit guter Berufs- und Schul- bzw. 
Hochschulausbildung interessante soziale Auf-
stiegsmöglichkeiten.

An der Spitze dieser Pyramide stehen nach 
Lasserre zwei „Minderheitengruppen, die die 
herrschende Klasse bilden":
— Den einen Teil stellt die traditionelle 

Bourgeoisie mit Industriellen, Großhänd-
lern, gut verdienenden Freiberuflichen 
und großen Landwirten. Obwohl nur

31) Lasserre, a. a. O., S. 9 ff.
32) Vgl. dazu: Hans M. Bock, Neo-Poujadismus als 
Symptom, in: Lendemains Nr. 2/1975.



2 Prozent der Bevölkerung, stehen sie auf-
grund ihrer Privilegien und des durch Erb-
schaft angehäuften Vermögens an der 
Spitze aller Einkommen und Vermögen.

— Den anderen Teil bildet die aus höheren 
Beamten, leitenden Angestellten und Inge-
nieuren bestehende Technokratie. Wesent-
licher Bestandteil ihres Einflusses und 
ihres hohen Einkommens ist ihre intellek-
tuelle Kompetenz, die sie sich in zahlrei-
chen Fällen auf den „Grandes Ecoles" ange-
eignet haben. Das Besondere dieser Schicht 
liegt in ihrer Selbstrekrutierung, indem 
ihre Mitglieder nicht nur Absolventen der-
selben „Hohen Schulen" sind und damit 
die gleiche „Sprache" sprechen, sondern in 
der Regel aus dem gleichen sozialen Mi-
lieu st 33ammen ).

Nach Lasserre finden innerhalb der Pyramide 
keine wirklich gründlichen Durchdringungen 
statt, sondern allenfalls schwache Stufenver-
schiebungen zwischen nahe beieinander lie-
genden Schichten. Aufstiegsmöglichkeiten 
sind somit weitgehend ausgeschlossen.
Ob es der alten bzw. neuen Regierung unter 
Raymond Barre gelingen wird, die notwen-
digen und längst überfälligen Reformen im 
Bereich der Sozial- und Fiskalpolitik durchzu-

33) Vgl. dazu: MicheJ Crozier, La Socit bloquee, 
Paris 1970, S. 157 ff. 

führen und damit ein sich erneut abzeichnen-
des Konfliktpotential innerhalb der unteren 
Schichten, gekoppelt mit starker Arbeitslosig-
keit, weiteren Entlassungen sowie einer aka-
demischen Jugend mit zunehmend geringer 
werdenden angemessenen Berufsaussichten, zu 
neutralisieren, scheint fraglich. Die Regie-
rungserklärung vom 19. April 1978 mit ihrem 
Hinweis auf „die im Oktober 1976 begonnene 
Sanierungspolitik" (mit anderen Worten: das 
Beibehalten des Austeritykurses) sowie auf 
eine Reihe wirtschaftlicher und sozialer Maß-
nahmen schließt durchgreifende strukturelle 
Sozialreformen aus.
Andererseits ist ihr Spielraum zur Beibehal-
tung des sozialen Status quo wegen der im 
Wahlkampf geweckten sozialen Hoffnungen in 
breiten Schichten der Gesellschaft relativ 
schmal. Die Regierung wird somit allein auf-
grund der Tatsache, daß sich fast 50 Prozent 
der Bevölkerung im Umfeld des Existenz-
minimums befinden, nicht umhin können, im 
Sozialsektor aktiver zu werden als bisher. 
Denn „die Not und die Privilegien zu besei-
tigen, die Diskriminierung zu bekämpfen — 
das fordert die Gerechtigkeit", so Staatspräsi-
dent Giscard d’Estaing in seinem Buch „Fran-
zösisch 34e Demokratie" ).

34) Valery Giscard d’Estaing, Französische Demo-
kratie, Frankfurt 1977.



Ernst Maste

Rousseau - Kulturphilosoph und Staatsdenker
Zur 200. Wiederkehr des Todestages

Im Jahre 1778, vor nunmehr zwei Jahrhunder-
ten, starben Voltaire (am 30. Mai) und Rous-
seau (am 2. Juli). Binnen kurzer Frist traten 
somit zwei Männer von der Bühne ab, die die 
geistigen Strömungen und Auseinandersetzun-
gen nicht nur des französischen Sprachraumes 
für mehrere Jahrzehnte weitgehend mitbe-
stimmt, ja streckenweise beherrscht hatten. 
Sie sind Rivalen gewesen, haben einander be-
fehdet, wobei jeder den anderen im Grunde 
wohl respektiert hat.
Voltaire gelangte zu seinen Lebzeiten zu bei-
nahe gleichmäßig anwachsendem Ruhm; Rous-
seau, durch seine Hauptwerke je eine heftige 
Diskussion auslösend, hat von Fall zu Fall 
eher schockartig gewirkt. Voltaire zuzuschrei-
bende Einflüsse im einzelnen nachzuweisen, 
bereitet einige Mühe, weil seine Leistung in 
das Ganze der Aufklärung, als deren Aufgipfe- 
lung man ihn ansehen mag, eingegangen ist. 
Anders ist dies bei Rousseau, der, wenn Hein-
rich Mann recht hat, „von allen, die je schrie-
ben, den größten, 1 greifbarsten Erfolg gehabt" ) 

hat. Rousseau, von der Aufklärung ausgehend, 
hat deren Rahmen durch das Wagnis ge-
sprengt, ihrem Intellektualismus oder Rationa-
lismus eine Hingabe an das Gefühl hinzuzu-
fügen. Auf die Spannung, die dieses Bemühen 
in sein Werk hineinbringen mußte — eine 
Spannung, die offenbar schon in ihm selbst 
angelegt war —, ist mancher leicht festzustel-
lende Widerspruch zurückzuführen. Aber wirk-
sam geworden bis in das folgende Jahrhundert 
hinein ist Rousseau gerade durch den die Auf-
klärung deutlich überschreitenden Teil seines 
Gedankengutes, also durch jene Hinwendung 
zum Gefühl, zur Empfindsamkeit, durch seinen 
Irrationalismus oder Emotionalismus. Dort set-
zen die Linien an, die von ihm zum Sturm und 
Drang, zur deutschen Klassik, zur gesamten 
europäischen Romantik führen; von daher 
kommt auch sein Einfluß auf Kant, der ge-
standen hat, Rousseau habe ihn „zurecht ge-
bracht", und dessen „Kritik der praktischen 
Vernunft", wie man gesagt hat, ohne jenen 
speziellen Anstoß kaum denkbar wäre.

Jean-Jacques Rousseau, geboren 1712 in Genf 
als Sohn eines Uhrmachers aus ursprünglich 
französischer Familie, verliert ganz früh seine 
Mutter und als Zehnjähriger den Vater, als 
sich dieser durch Flucht einer drohenden Straf-
verfolgung entzieht. In eine Handwerkslehre 
gegeben, rückt der Halbwüchsige aus und wan-
dert hinüber ins nahe Savoyen. Dort nimmt sich 
eine vierzehn Jahre ältere adelige Dame seiner 
an, die den getauften Calvinisten zum Katholi-
zismus bekehrt und ihm zu mehr und anderem 
als nur der „maman" wird, als die er sie titu-
liert. Die Beziehung zu dieser Madame de 'Wa-
tens bestimmt seinen Lebensweg bis etwa 
1740: eine Zeit nicht streng geregelter Studien, 
wechselnder Tätigkeiten, zwischendurch des 
Umherschweifens — so etwas wie bürgerliche

1) Essay „Geist und Tat“ (1910). Neudruck in: Hein- 
rich Mann, Politische Essays, Frankfurt a. M. 1968, 
S, 7.

Leben und Werke

Seßhaftigkeit hat er eigentlich niemals kennen-
gelernt.

Danach ist er Hauslehrer in Lyon, kommt nach 
Paris und in dortige Salons, arbeitet an einer 
Oper, amtiert zeitweilig als Sekretär des fran-
zösischen Gesandten in Venedig. Aus seiner 
Verbindung mit einer gänzlich ungebildeten 
Frau aus der Unterschicht gehen fünf Kinder 
hervor, die er, bald darauf ein wortmächtiger 
Theoretiker der Erziehung, jeweils im Hospice 
des Enfants trouves, zu deutsch Findelhaus, 
abliefert. Nun aber der Schriftsteller: Obwohl 
er schon in den vierziger Jahren für die be-
rühmte Enzyklopädie, das Standardwerk der 
französischen Aufklärung, geschrieben hat, 
sieht man die Reihe seiner Hauptwerke erst 
1750 eröffnet. Die Akademie von Dijon hatte 
im Jahre zuvor die Frage gestellt, ob durch 
die Wissenschaften und Künste die Sitten ver-
bessert oder verdorben worden seien. Die 



preisgekrönte, größtes Aufsehen erregende 
Arbeit, die ein schon nicht mehr ganz junger, 
aber bis dahin fast unbekannter Autor ein-
reichte, ist als Rousseaus „Erster Discours" 
(„Discours sur les Sciences et les arts") in die 
Geistesgeschichte eingegangen.

Es folgten 1755 ein „Zweiter Discours“ („über 
den Ursprung und die Grundlagen der Un-
gleichheit unter den Menschen"), 1761 der Ro-
man „Julie oder die neue Heloise", dann 1762 
kurz nacheinander die Schrift über den Gesell-
schaftsvertrag („Du contrat social ou principes 
du droit politique") und „Emile oder über die 
Erziehung". Vom Spätwerk sind zu nennen die 
autobiographischen „Bekenntnisse", die nicht 
nur Hermann Hesse unter die großen Werke 
der Weltliteratur eingereiht hat. Noch einmal 
ins Feld der Staatslehre führt eine in den sieb-
ziger Jahren erschienene Schrift über die Ver-
fassung Polens, die übrigens auf eine von pol-
nischer Seite ergangene Aufforderung zurück-
geht. Welche Beachtung das umfangreiche und 
vielschichtige Gesamtwerk fand, ersieht man 
auch daraus, daß noch vor Ende des Jahrhun-
derts eine elfbändige deutsche Gesamtausgabe 
veröffentlicht wurde, der eine gleich vollstän-
dige Publikation hierzulande freilich nicht ge-
folgt ist. Daß Rousseau „mit einer Feder, die 
das Papier, das sie berührt, verbrennt", ge-
schrieben habe, hatte schon der Widersacher 
Voltaire zugestanden.
Die Stationen des Lebensweges, soweit dieser 
in die zweite Jahrhunderthälfte fällt, sind hier 
nicht einzeln aufzuführen. Da gibt es einen 
zweiten Bekenntniswechsel, die Rückkehr zum 

Protestantismus Genfer Prägung. Da gibt es, 
wie zuvor, Damen der Gesellschaft, die den 
jedenfalls interessanten Zeitgenossen prote-
gieren, und adelige Mäzene, die ihm unter die 
Arme greifen. Da gibt es aber auch eine Flucht 
aus Frankreich, als der „Emile" — durch das 
dort eingefügte „Glaubensbekenntnis des sa- 
voyischen Vikars" christlicher Dogmatik wi-
dersprechend — der Zensur zum Opfer fällt. 
Rousseau hält sich erst in der Schweiz, dann in 
England auf, wohin ihn David Hume mitge-
nommen hat, der dafür nur Undank erntet. 
Aber der Tod ereilt den Heimatlosen dann 
doch in Frankreich. Daß der Sechsundsechzig-
jährige durch Selbstmord geendet habe, ist be-
hauptet, aber auch entschieden bestritten wor-
den. Die Gebeine, zunächst auf der Lande be-
stattet, wurden während der Revolution auf 
Veranlassung Robespierres ins Pariser Pan-
theon überführt.

Viel bewundert und viel gescholten: das gilt 
für wenige der Großen, deren Namen in die 
Menschheitsgeschichte eingegangen sind, in 
solchem Maße wie für Rousseau. Umstritten 
waren und sind nicht nur seine Schriften, ge-
tadelt hat man auch seine menschlichen Eigen-
schaften. Der Hochsensible, Hochtalentierte ist 
offenbar ein unausgeglichener, stimmungsla-
biler, wenig zuverlässiger Psychopath gewe-
sen, der indessen die eigenen Schwächen sehr 
wohl erkannt und sich zuweilen bittere Vor-
würfe gemacht hat. Als er in seiner Spätzeit 
an einer Art Verfolgungswahn litt, hat er die 
Grenze zur akuten Geisteskrankheit minde-
stens gestreift.

Abfall von der Natur

Den Ersten Discours von 1750, die Antwort auf 
die Preisfrage der Akademie von Dijon, hat 
Rousseau in einem später nachgeschobenen 
„Avertissement“ eine „höchstens mittelmäßige 
Arbeit" genannt. Tatsächlich bemerkt man 
Mängel im Aufbau und in den logischen Ab-
leitungen. Dies gilt aber auch für die meisten 
der späteren Schriften. Descartes und Spinoza, 
um nur diese zu nennen, haben anders ge-
schrieben. Der Denker Rousseau — darin kon-
sequent, daß er dem von ihm gepriesenen Ge-
fühl in und bei sich selbst freien Lauf ließ — 
ist als Schriftsteller immer auch ein Dichter 
gewesen. Dies trifft, gewiß in beschränktem 
Maße, sogar für die Staatslehre zu, in der man, 
bei einer für diesen Verfasser ziemlich stren- 

gen Systematik, Partien von bedeutender 
Sprachgewalt findet.
Die Akademie hatte nach dem Einfluß der Wis-
senschaften und Künste auf die Sitten gefragt. 
Ihn als höchst förderlich hinzustellen, hätte 
dem aufklärerischen, alle Geistestätigkeit be-
günstigenden Zeitgeist entsprochen. Rousseau 
aber urteilt genau entgegengesetzt. Zwar 
rühmt er einleitend, wohl um den Leser erst 
einmal anzuziehen, das „große und schöne 
Schauspiel, wie der Mensch gewissermaßen 
aus dem Nichts durch seine eigenen Anstren-
gungen hervorgeht, wie er durch das Licht der 
Vernunft die Finsternisse zerstreut, in die die 
Natur ihn hüllte“. Dann aber wird die Tonlage 
sogleich eine ganz andere. Hatte die Aufklä-



rung das Vernünftige mit dem Natürlichen in- 
einsgesetzt, so scheidet nun dieser Autor Natur 
und Kultur durch einen deutlichen Trennungs-
strich, womit er manche spätere Kulturkritik 
im Kern vorwegnimmt. Der Mensch, ursprüng-
lich gut, ist, so heißt es, verdorben worden. 
Der Weg, auf dem er den Naturzustand hinter 
sich ließ, um sich der Kultur zuzuwenden und 
sie dann fortschreitend zu vervollkommnen, 
hat ins Unheil geführt. An die Stelle einer Ein-
fachheit des Lebens, wirklicher Freiheit und 
einer wie selbstverständlich geübten Tugend 
ist allerlei Künstelei, Täuschung, Zwang getre-
ten. Vergiftet, zumal durch eine fortschreitende 
Ungleichheit, sind die zwischenmenschlichen 
Beziehungen. Besonders verderblich, weil die 
Charaktere schwächend, ist der Luxus: die 
Völker, die sich ihm ergeben haben, sind ge-
sunken, ja aus der Geschichte ausgestrichen 
worden.

Natürlich ist eine solche Schmähung alles des-
sen, was die Zeitgenossen als höchst schätzens-
werte Errungenschaft ansahen, nicht unwider-
sprochen geblieben. Und da hat dann Rous-
seau, durchaus nicht unempfindlich gegen Kri-
tik, auch einmal ein wenig eingelenkt. So er-
widerte er dem Polenkönig Stanislaus, der sich 
gegen die Schrift ausgesprochen hatte, es sei 
keineswegs daran gedacht, die Bibliotheken zu 
verbrennen und die Universitäten zu schließen. 
„Wenn die Menschen korrumpiert sind, ist es 
besser für sie, gebildet zu sein als unwissend." 
Gewiß hat er nicht an die Möglichkeit ge-
glaubt, zu einem wie auch immer vorgestell-
ten Naturzustand zurückzukehren.

Der Zweite Discours von 1755 aber ist dann er-
neut von äußerster Radikalität. Die Wucht des 
Angriffes trifft diesmal allein die Ungleichheit. 
Deutlich unterschieden ist dabei die „natür-
liche oder physische" von einer „moralischen 
oder politischen Ungleichheit". Die erstere, 
gegeben mit den „Verschiedenheiten des Al-
ters, der Gesundheit, der Körperkräfte und der 
seelischen Anlagen", ist, das wird zugegeben, 
unaufhebbar. Zur verhängnisvollen morali-
schen oder politischen Ungleichheit — ihr wird 
auch die ökonomische Ungleichheit, der Unter-
schied von reich und arm, hinzugerechnet — 
ist es im Zuge des Abfalls von der Natur 
gekommen. Eine bemerkenswerte und zwar 
unrühmliche Rolle wird durch Rousseau 
der fortlaufenden Zunahme und Verdichtung 
der zwischenmenschlichen Beziehungen zuge-
schrieben. Hier unterstellt er so etwas wie ei-
nen Umschlag von Quantität in Qualität, wobei 
die gewonnene Qualität Verschlechterung be-

deutet. Bei dem ausdrücklichen Zugeständnis, 
daß der von ihm gepriesene „Naturstand" 
nur erdacht und nicht historisch nachweisbar 
ist, sieht er in dem durch keine Kultur, zumal 
keine Reflexion verdorbenen Naturmenschen 
„ein Wesen, das einsam in den Wäldern um-
herirrt" und dabei „ohne Bedürfnis nach Ge-
meinschaft mit anderen, aber auch frei von dem 
Wunsche, ihnen zu schaden", ist. Einige Jahre 
danach wird der Verfasser im „Emile" dem 
„Wunderbuch" Robinson Crusoe, dem Bild des 
ganz auf sich allein gestellten Menschen, höch-
stes Lob spenden.

Doch beim isolierten Einzelmenschen ist es, 
und das bedauert der Bekenner eines entschie-
denen, selbst in seiner Staatslehre noch trans-
parenten Individualismus, nicht geblieben. 
„Vergessene und verschüttete Pfade haben den 
Naturmenschen zum Stand des Gesellschafts-
menschen geführt." Aber einiges erfährt man 
dann doch über diese Pfade. Als Stationen des 
Weges, der zum „Gesellschaftsmenschen“ oder 
„Kulturmenschen" und damit zur „Entartung 
der Gattung" führte, nennt Rousseau die Grün-
dung fester Wohnsitze, den Zusammenschluß 
erst zu Horden, dann zu Völkerschaften, 
die Bearbeitung der Metalle und den Acker-
bau, vor allem jedoch das Eigentum an Grund 
und Boden. Danach sind „viele scheinbar na-
türliche Ungleichheiten ein Werk der Gesell-
schaft“. Wiederum wird in solchem Zusammen-
hang der Luxus getadelt, und zwar durch die in 
unserer Zeit wohl bedenkenswerte Feststel-
lung, „der ehedem freie und unabhängige 
Mensch" werde „mit den stets wachsenden 
Bedürfnissen immer mehr verknechtet an die 
Natur und namentlich an seinesgleichen". Es 
kommt zur Errichtung von Obrigkeiten und da-
mit zur Scheidung in Herrschende und Be-
herrschte, schließlich in Herren und Sklaven. 
Was jene Entstehung des Staates betrifft, so 
nimmt Rousseau eine durch die Reichgeworde-
nen im Wege der Täuschung erschlichene 
Machtergreifung an, womit er dem späteren 
Begriff des einer Besitzwahrung dienenden 
Klassenstaates nahekommt. Daß er ganz all-
gemein die bei mancherlei äußerem Glanz im 
Grunde morbide Gesellschaft seiner Zeit hat 
treffen wollen — eine Gesellschaft übrigens, 
die zu seinem Vorteil auszunutzen er sich 
nicht gescheut hat —, kann kaum bezweifelt 
werden.

Was im tief pessimistischen Zweiten Discours, 
wie zuvor im Ersten, völlig fehlt, ist das „Prin-
zip Hoffnung“. In beiden Schriften führt die 
Darstellung bis an eine Gegenwart heran, die



als beklagenswert hingestellt wird. Deutlicher 
konnte dem Glauben der Zeitgenossen, daß 
man soeben einen glücklichen Durchbruch er-
zielt habe und nun mit Sicherheit einer besse-
ren Zukunft entgegengehe, kaum widerspro-
chen werden.

Aber Rousseau ist bei seinem düsteren Ge-
schichtsbild, dem Bild eines Niedergangs oder 
Verfalls, nicht stehengeblieben. Es ist nicht so, 

als ob er an die Zukunft keinen Gedanken ver-
schwendet habe. Sie hat er im Sinn gehabt, als 
er den „Emile", das Buch über die Erziehung 
der Jugend, schrieb; ihr zugewandt ist auch 
die Schrift über den Gesellschaftsvertrag, den 
„Contrat social". Mit dem Jahre 1762, in dem 
der Fünfzigjährige binnen kurzer Frist diese 
beiden Werke veröffentlicht, wird er zu einem 
Klassiker einmal der Pädagogik, zum andern 
der Staatsphilosophie.

Der ideale Staat

Von Rousseaus staatstheoretischem Haupt-
werk „Du Contrat social ou principes du droit 
politique" hat, wie durch neuere Forschung 
erwiesen ist, eine Erstfassung um etwa 1755 
vorgelegen. Ob der Verfasser zu dieser Zeit 
noch daran gedacht hat, das im Jahrzehnt zu-
vor geplante umfangreiche Werk über politi-
sche Institutionen zu schreiben, das niemals 
zustande kam, muß dahingestellt bleiben. Was 
die Publikation von 1762 betrifft, die breiteste 
Wirkung und eine Fülle höchst unterschied-
licher Urteile auslösen sollte, so hat er selbst 
sie ausdrücklich nicht zu seinen Hauptwerken 
gerechnet. „Das ist ein Buch, das neu1 ge-
schrieben werden müßte", hat er später zu 
einem Besucher bemerkt. Wahrscheinlich hat 
er mindestens einige der Mängel, auf die bis 
in unsere Zeit herein die Kritiker hingewiesen 
haben, selbst empfunden, vielleicht sogar er-
kannt, daß Konsequenzen gezogen werden 
konnten, die mit seinen eigenen Ansichten 
und Absichten unvereinbar waren.

2) Von Machiavelli bis Lenin, Leipzig 1926,' S. 123.

Der Titel ist insofern ein wenig irreführend, 
als der Vorschlag, sich die Entstehung des 
Staates als durch Vertragsabschluß gesche-
hen vorzustellen, keineswegs die Mitte ein-
nimmt. Der Zusatz „Grundsätze des Staats-
rechtes" („principes du droit politique") be-
zeichnet den Inhalt besser. Auch deutet er 
„den ideologischen, der Wirklichkeit entge-
gengestellten Charakter eines Sollens — ent-
gegen dem Seins-Staate" (Karl Vorländer) 2) — 
an. Was nämlich das Buch nicht leisten sollte 
und tatsächlich nicht leistet, ist eine Schilde-
rung der konkreten Staatenwelt, es sei dies 
eine damals vergangene oder die seinerzei-
tige. Wirklichkeitsfremd ist die Darstellung 
schon dadurch, daß, von wenigen Bemerkun-
gen abgesehen, ausschließlich von dem Ge-
meinwesen die Rede ist, dem die Volkssouve- 2

ränität zugrunde liegt. Als „Staatsoberhaupt" 
oder „Souverän" erscheint durchweg die Ge-
samtheit der Staatsangehörigen. Dies gilt nicht 
nur für die Demokratie, sondern ausdrücklich 
auch für die Aristokratie und die Monarchie. 
Damit sind Regierung oder Obrigkeit auf der 
einen, Souverän auf der anderen Seite, in je-
dem Falle zweierlei, so daß hier, entgegen 
sonstigem Sprachgebrauch, selbst der Monarch 
keineswegs Staatsoberhaupt ist. Das Ganze 
der Stimmbürgerschaft als den „Souverän" zu 
bezeichnen, ist übrigens nach wie vor in der 
Schweiz üblich, in der bei Wahlen oder Ab-
stimmungen — gleichgültig, ob sie auf ge-
meindlicher, auf kantonaler, auf eidgenössi-
scher Ebene stattfinden — von der Entschei-
dung des „Souveräns" gesprochen wird.
Durch den gedachten Gesellschaftsvertrag ent-
standen ist, so sagt Rousseau, „ein geistiger 
Gesamtkörper, der aus so vielen Gliedern be-
steht, wie die Versammlung Stimmen hat, und 
der durch eben diesen Akt seine Einheit, sein 
gemeinsames Ich, sein Leben und seinen Wil-
len erhält". In diesen Körper hinein, und da-
mit „als Gemeingut unter die oberste Leitung 
eines gemeinsamen Willens", gibt jeder „sich 
selbst und alles, was er vermag". Ist das nun 
die Preisgabe aller persönlichen Freiheit? Die 
Frage wäre zu bejahen, würde nicht im ge-
gebenen Zusammenhang der Freiheitsbegriff 
modifiziert. Der einzelne Bürger ist frei, so 
erfahren wir zu unserer Überraschung, wenn 
sein individueller Wille mit dem allgemeinen 
Willen übereinstimmt. Er kann sogar gezwun-
gen werden, frei zu sein: gemeint ist mit der 
erstaunlichen Wendung das der Gesamtheit 
ausdrücklich zugestandene Recht, das wider-
strebende Mitglied zur Anerkennung der 
volonte generale zu zwingen.

Nun aber zur volonte generale und damit zum 
wichtigsten, ja wohl einzigen ganz originellen 



Begriff im „Contrat social". Dieser allgemeine 
Wille oder Gemeinwille, so Rousseau, ist „be-
ständig der richtige", weil er „immer auf das 
allgemeine Beste abzielt". Oft aber sei „ein 
großer Unterschied zwischen dem Willen aller 
und dem allgemeinen Willen; letzterer geht 
nur auf das allgemeine Beste aus, ersterer 
auf das Privatinteresse und ist nur eine Summe 
einzelner Willensmeinungen". Der allgemeine 
Wille ist also nicht in dem Sinn allgemein, 
daß die Gewähr besteht, daß alle ihm zustim-
men; seine Allgemeinheit besteht darin, daß 
er auf das allgemeine Beste, das Gemeinwohl, 
gerichtet ist. Dieses aber kann durch eine ihren 
Willen bekundende Bürgerschaft sehr wohl 
verfehlt werden, und verfehlt wird es, wenn 
die „volonte de tous“, der in partikularen In-
teressen gründende Wille aller — der, entge-
gen dieser Bezeichnung, auch ein Mehrheits-
wille sein kann —, in einem Falle zum Aus-
druck kommt, in dem er der volonte generale 
zuwiderläuft.

Mit seiner „volonte de tous" rückt Rousseau, 
hier nüchterner Realist, die allemal gegebenen 
divergierenden, nicht auf eine höhere Einheit 
hin ausgerichteten Interessen ins Blickfeld. In-
dem er sie der volonte generale konfrontiert, 
nimmt er vorweg, was Hegel — dieser viel-
leicht durch ihn beeinflußt — und Lorenz von 
Stein im folgenden Jahrhundert als das Span-
nungsverhältnis von Gesellschaft und Staat 
dargestellt haben. Aber er will das „Privat-
interesse", die „einzelnen Willensmeinun-
gen", nicht einfach wuchern lassen, denkt hier 
sogar an institutioneile Vorkehrungen. Es soll, 
so dekretiert er recht verwegen, „keine par-
tielle Verbindung" innerhalb des Staates be-
stehen. Verworfen, als dem Erkennen und der 
Durchsetzung der volont generale hinderlich, 
werden damit die heute so genannten Interes-
sengruppen oder Verbände. Sind sie nicht zu 
beseitigen, so „muß man ihre Anzahl vermeh-
ren und ihrer Ungleichheit vorbeugen". Heben 
sie einander einigermaßen auf — das ist hier 
richtig erkannt —, so ist ein Raum ausgespart, 
der einer nicht primär an die Gruppeninteres-
sen gebundenen Entscheidung zugute kommt. 
Offenbar ist mit der volonte generale die in 
die Staatsphilosophie reichende Frage ange-
rührt, ob es ein a priori vorhandenes, allem 
Willensentscheid voraufliegendes Gemeinwohl 
überhaupt gibt — was, um es vorsichtig aus-
zudrücken, heutzutage nicht jedermann zuge-
ben wird — oder ob das bonum commune, oder 
was seine Stelle einnehmen soll, allemal nur 
die Resultante aus zunächst divergierenden 

Interessen, Meinungen, Bestrebungen, damit 
jedoch im Regelfälle errechenbar ist.

Ist Rousseau der gesellschaftliche Pluralismus 
unheimlich gewesen, so haben zwei andere, 
noch wesentlichere Merkmale der modernen 
Demokratie seinen Beifall ebensowenig gefun-
den: die Repräsentation im Sinne einer befri-
steten Machtübergabe an frei gewählte Ver-
treter und die Gewaltentrennung. Sein Be-
kenntnis gilt der direkten Demokratie, und es 
gibt keinen Zweifel, daß er an die kleinen Re-
publiken seiner schweizerischen Heimat ge-
dacht hat. So nennt er als Voraussetzung 
„einen sehr kleinen Staat, in dem das Volk 
leicht zu versammeln ist und jeder Bürger 
genügende Gelegenheit hat, alle anderen ken-
nenzulernen“. Später hat er in seinen Vor-
schlägen zur Verfassung Polens in der „Größe 
der Nationen, Ausdehnung der Staaten", die 
„hauptsächlichste Quelle der Mißstände, die 
die Kulturvölker untergraben", gesehen und 
in diesem Zusammenhang eine weitgehende 
Aufgliederung des polnischen Staatskörpers — 
„das System der Föderativ-Verfassung, der 
einzigen, welche die Vorzüge der großen und 
der kleinen Staaten vereinigt“ — empfohlen. 
Bis in unsere Zeit herein blieb in kurzschlüs-
siger Rousseau-Kritik immer wieder unbe-
merkt, daß der Genfer bei seinen Forderungen 
oder Wunschvorstellungen ausschließlich den 
Kleinstaat — wir müssen inzwischen sogar sa-
gen: Kleinststaat — vor Augen gehabt hat. 
Weitere Erfordernisse, durch die das Ganze 
mindestens für uns Heutige in den Bereich der 
Utopie entrückt erscheint, sind für ihn eine 
„große Einfachheit der Sitten" und eine „fast 
vollkommene Gleichheit in bezug auf Stand 
und Vermögen"; wiederum werden bei solcher 
Gelegenheit Luxus und Reichtum verurteilt.

„Gäbe es ein Volk von Göttern, so würde es 
sich demokratisch regieren. Eine so vollkom-
mene Regierung paßt für Menschen nicht." 
Rousseau, der das Demokratie-Kapitel im 
3. Buch des „Contrat social" in diese über-
raschenden Sätze ausklingen läßt, hat die bei-
nahe unabsehbaren Schwierigkeiten erkannt, 
die sich der Errichtung und Bewahrung eines 
demokratischen Gemeinwesens entgegenstel-
len. Die Republik, dies vor allem wünscht er 
zu betonen, gedeiht nur in dem Maße, in dem 
der allgemeine Wille, wie er ihn versteht, ge-
genüber den divergierenden Meinungen und 
Interessen sich durchsetzt. Und eben hier zwei-
felt er: die Stärke der menschlichen Selbst-
sucht, die er in früheren Texten als den 
„amour-propre" getadelt hat, stellt er in seiner



Staatslehre voll in Rechnung, So ist denn die 
Schrift über den Gesellschaftsvertrag mißver-
standen, wenn man ihr das Modell für einen 
ohne weiteres zu errichtenden Staat entneh-
men zu können glaubt. Rousseau „unternimmt 
den Versuch, einen Idealstaat zu konstruieren. 
Dabei will er die Prinzipien und Strukturen 
aufzeigen, die einen idealen Staat bestimmen 
sollten, ohne dabei anzunehmen, daß es diesen 
Staat je geben würde" (Friedrich. Glum) 3).
Unüberhörbar ist jedenfalls ein dringender 
Appell. Der Autor, „durch und durch Moralist" 
(Iring Fetscher) ruft nach dem Staatsbürger. 
„Ihr habt alles, wenn ihr Bürger bildet": das 
hat er schon im Enzyklopädie-Artikel „über 
die politische Ökonomie" von 1755 geschrie-
ben, nachdem er im Ersten Discours beklagt 

3) Philosophen im Spiegel und Zerrspiegel, Mün-
chen 1954, S. 177.
4) Rousseau der konservative Denker und seine 
revolutionären Folgen, jetzt in: Iring Fetscher, 
Herrschaft und Emanzipation, München 1976, S. 141.
5) Volkssouveränität und Freiheitsrechte, Band II,
Freiburg/München 1972,) S. 203.

hatte, daß es „keine Bürger mehr" gebe. Im 
1. Buch des „Contrat social" bringt er in sein 
Menschenbild einen freundlicheren Zug hinein, 
indem er den Menschen, der den „Stand der 
Natur" hinter sich gelassen hat, für fähig hält, 
einen „staatsbürgerlichen Zustand" zu errei-
chen. Dieser Status einer höheren Moralität ist 
dadurch gekennzeichnet, daß im individuellen 
Verhalten „Gerechtigkeit an die Stelle des In-
stinktes tritt und sich in den Handlungen der 
sittliche Sinn zeigt, der ihnen vorher fehlte"; 
vernommen wird nun die „Stimme der Pflicht". 
Erscheint auf solche Weise des Verfassers Pes-
simismus einmal ein wenig abgeschwächt, so 
bleibt dieser Grundton, der das Gesamtwerk 
durchzieht, doch auch in dieser Schrift ver-
nehmbar.

Wirkungen und Urteile

Daß Rousseau sein staatstheoretisches Haupt-
werk nicht als sein letztes Wort zur Sadie an-
gesehen hat, wurde bereits bemerkt. Der dort 
niedergelegten Lehre gibt er schon nach zwei 
Jahren in den „Briefen vom Berge" („Lettres 
ecrites de la montagne", 1764) „eine solche 
Elastizität der Begriffe und der Argumente, 
daß sozusagen der ganze Montesquieu ein-
schließlich der Gewaltenteilung, der Zwischen-
instanzen und selbst des Repräsentativsystems 
in ihr Platz finden kann" (Ernst Reibstein) 5). 
Zu einem der Wegbereiter der Französischen 
Revolution ist er dann nur dadurch gewor-
den, daß man den „Contrat social" recht eng 
interpretierte. Er selbst hat von gewaltsamem 
Umsturz nichts wissen wollen und sich noch in 
seiner Spätzeit als einen Mann bezeichnet, „der 
den allerhöchsten und aufrichtigsten Respekt' 
vor den nationalen Gesetzen und Verfassun-
gen fühlt und den höchsten Abscheu vor Revo-
lutionen und Verschwörern hegt". Im übrigen 
ist für ihn, der einen allgemeinen Niedergang 
diagnostiziert und die Möglichkeit, sich daraus 
emporzuarbeiten, recht zurückhaltend einge-
schätzt hatte, speziell das zeitgenössische 
Frankreich ein nahezu hoffnungsloser Fall ge-
wesen. Darüber, daß er sich vom jakobinischen 
Terror, wenn er diesen erlebt hätte, mit Ent- 3

setzen abgewandt haben würde, kann es über-
haupt keinen Zweifel geben.
Tatsächlich haben sich während der Revolu-
tion nicht nur deren radikale Verfechter auf 
ihn berufen. Daß das Buch vom Gesellschafts-
vertrag nicht zum Umsturz, wohl aber zur Ver-
wirklichung einer wie auch immer verstande-
nen Freiheit aufgefordert hatte, wurde nicht 
etwa durchweg übersehen. So „fiel es den 
Gegnern Robesp

6

ierres leicht, daraus Sätze zu 
zitieren, um damit gegen den Zwang und den 
Zentralismus des Wohlfahrtsausschusses zu 
polemisieren" ). In jüngster Zeit wurden für 
einen in London vorgelegten Forschungsbe-
richt nicht weniger als sechsunddreißig schon 
um 1790 in Frankreich erschienene Flugschrif-
ten untersucht, deren Autoren bemüht gewe-
sen sind, die Unvereinbarkeit des revolutionä-
ren Geschehens, zumal der Beschlüsse der Pa-
riser Versammlung, mit Rousseaus Vorstellun-
gen und Absichten nachzuweisen7). Wenn 
Iring Fetscher den Verfasser des „Contrat" — 
aber eben auch anderer Schriften — einen 
Konservativen nennt, so geschieht das, wie er 
gleich hinzufügt, nicht aus einer Neigung zum 
Paradox8); Bertrand de Jouvenel, den er er-

6) Eberhard Naujoks, Die Französische Revolution 
und Europa, Stuttgart 1969, S. 18.
7) über diese von Joan McDonald geschriebene 
Arbeit vgl. Iring Fetscher (s. Anm. 4), S. 156 ff.
8) Fetscher (s. Anm. 4), S. 135. Ebenda, S. 118 f„ 
weist Fetscher darauf hin, daß man bei dem hoch-
konservativen Friedrich Julius Stahl einen Frei-
heitsbegriff findet, der mit demjenigen Rousseaus 
weitgehend übereinstimmt. 



wähnt, hat nicht viel anders geurteilt. Für 
Friedrich Glum ist Rousseau im Grunde „ein 
tief religiöser Mensch" gewesen, dessen politi-
sches Werk nur von 9 daher zu verstehen sei ).

Lang ist die Reihe der liberalen Autoren, die 
mehr oder weniger leidenschaftlich beklagt 
haben, daß der „Contrat" das Individuum mit 
allem, was es ist und was es hat, ohne jede 
schützende Vorkehrung zur Disposition der 
als Gesetzgeber fungierenden Gesamtheit 
stellt; tatsächlich ist kaum eine andere Partie 
in der Schrift in gleicher Weise angreifbar. Die 
Linie dieser Kritik fortsetzend, ist man in un-
serer Zeit so weit gegangen, dem Genfer eine 
Mitschuld an den Diktatursystemen des 
20. Jahrhunderts anzulasten. Hierhin gehört 
J. L. Talmon mit seinem Buch „Die Ursprünge 
der totalitären Demokratie" 10), gehört aber 
auch Bertrand Russell, 

11

der Hitler kurzerhand 
eine „Folgeerscheinung Rousseaus" genannt 
hat ).

9) Friedrich Glum, Jean Jacques Rousseau — Re-
ligion und Staat, Stuttgart 1956, S. 29.
10) Englische Originalausgabe: The Origins of Tota- 
litarian Democracy, deutsche Übersetzung Köln und 
Opladen 1961.
11) Philosophie des Abendlandes (History of 
Western Philosophy, dt.), Frankfurt a. M. 1950, 
S. 567.

Bei näherem Zusehen jedoch erweist sich der 
Verfasser des „Contrat" als „dauernder Mah-
ner gegenüber der demokratischen Wirklich-

keit", der von den Menschen fordert, „daß sie 
aus den Grenzen ihres partikularen Bewußt-
seins heraustreten und in das Wissen und die 
Verantwortung eines gehobeneren Daseins, in 
den Zustand des Bürgers und zugleich in die 
wahre Teilhabe an der Gemeinschaft hinein-
wachsen" (Max Imboden) 12). Er hat gewußt, 
daß die Republik, um Bestand zu haben, gei-
stig-sittlicher Kräfte bedarf. Und diese von 
ihm gewollte Republik nennt er „eine mora-
lische Person, deren Leben in der Verbindung 
ihrer Glieder besteht". Was er auf solche 
Weise verneint, ist der vom Volke abgetrennt 
dastehende Staat; was er fordert, ist das Ge-
meinwesen, das in einem dauernden Zusam-
menwirken freier, nur ihrem Gewissen ver-
pflichteter Bürger seinen Bestand hat. Im 
Deutschland des vorigen Jahrhunderts hat 
Otto von Gierke, der Historiker des Genos-
senschaftsrechtes, dazu 

13
aufgerufen, „den Staat 

in das Volk zurückzuverlegen" ). Noch über-
dauert hierzulande ein Etatismus, der im Staate 
ein eigenständiges, sozusagen personhaftes 
Wesen sieht. Wer sich dieser Auffassung 
widersetzt, was nicht das Bekenntnis zur iden- 
titären Demokratie im Sinne einer Aufgabe 
des Repräsentativsystems und der Gewalten-
teilung bedeuten muß, ist Republikaner in der 
Nachfolge von Jean-Jacques Rousseau.

12) Rousseau und die Demokratie, Tübingen 1963, 
S. 24/25.
13) Das deutsche Genossenschaftsrecht, Erster Band 
(1868), Neudruck Graz 1954, S. 655.



Michael Ereile: Die Bundesrepublik Deutschland — eine „conomie dominante“ 
in Westeuropa?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 26/78, S. 3—17

Inmitten einer von Krisen erschütterten Weltwirtschaft erscheint vielen die Bundes-
republik als eine Insel der Stabilität. Andererseits sehen nicht wenige ausländische Be-
obachter die Gefahr, daß die Bundesrepublik Deutschland kraft ihrer Wirtschaftsstärke 
zu einer Hegemonialmacht wird, die ihren europäischen Partnern ihre politischen Ziel-
vorstellungen zu diktieren vermag. Das von dem französischen Ökonomen Francois 
Perroux entwickelte Konzept der „economie dominante" dient als Ausgangspunkt für 
die Erörterung der Frage, inwieweit die Bundesrepublik Deutschland zu einer dominie-
renden Wirtschaft innerhalb Westeuropas geworden ist. Zu diesem Zweck werden eine 
Reihe von Indikatoren wie Bruttoinlandsprodukt, Außenhandelsverflechtung, Direkt-' 
investitionen und Währungsreserven herangezogen. Der Schlüssel zur Wirtschafts-
und Währungsstärke der Bundesrepublik liegt in der Strategie des exportorientierten 
Wachstums, welche die Zielgrößen Expansion und Stabilität verband. Die Krisen der 
siebziger Jahre — der Zerfall des Bretton-Woods-Systems, der ölpreisschock und 
die weltweite Rezession — haben nicht nur für die .währungsschwachen" Länder 
wie Italien und Großbritannien, sondern auch für die Bundesrepublik schwere Be-
lastungsproben mit sich gebracht. Dank ihrer hohen Währungsreserven konnte die Bun-
desrepublik zum Financier von Zahlungsbilanzhilfen an Defizitländer werden und damit 
zur Stabilisierung eines „Milieus“ beitragen, das der westdeutschen Wirtschaft Export-
chancen sichert. Weder die währungspolitischen Stützungsmaßnahmen noch der relativ 
hohe Anteil am EG-Haushalt haben der Bundesrepublik eine Dominanzposition im EG- 
internen Entscheidungsprozeß verliehen. Vielmehr läßt sich zeigen, daß die Bundes-
republik ihre Wirtschaftskraft nur sehr begrenzt im Dienst ihrer europapolitischen Strate-
gie auszuspielen vermag. Abschließend werden einige Faktoren skizziert, welche die 
Schranken der westdeutschen Wirtschaftsmacht bilden.

Udo Kempf: Frankreich nach der Wahl. Politische, wirtschaftliche und soziale 
Probleme
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 26/78, S. 19—30

Die Wahlentscheidung vom März 1978 ist zweifellos eine der interessantesten seit Beste-
hen der V. Republik gewesen. Sie hat nicht nur keinen Machtwechsel herbeigeführt, son-
dern auch folgende Änderungen im französischen Parteienspektrum bewirkt: Zunächst 
erzielte die seit über einem Jahr stark favorisierte Sozialistische Partei nicht den Erfolg, 
der ihr von den Meinungsforschern vorausgesagt worden war. Zwar wurde sie stärkste 
Linkspartei, aber aufgrund der seit Monaten andauernden heftigen Auseinandersetzung 
innerhalb des linken Lagers verfehlte die vereinigte Linke ihr Wahlziel, die bisherige Re-
gierungsmehrheit abzulösen. Die Folge war der Bruch zwischen Sozialisten und Kommu-
nisten, der von den letzteren seit Herbst 1977 systematisch provoziert worden war. Als 
Ursache für dieses Verhalten der PCF ist in erster Linie ihr Trauma anzusehen, inner-
halb der Linksunion in eine Juniorrolle gedrängt zu werden, bzw. ihre Furcht, zahlreiche 
Wähler an die Sozialisten zu verlieren und damit ihre Rolle als Avantgarde der Arbeiter-
klasse einzubüßen. Deshalb war Marchais bereit, das Linksbündnis und damit die Regie-
rungsübernahme einer Stabilisierung der kommunistischen Wählerstimmen zu opfern.
Im Lager der Regierungsparteien gewannen zwar die Gaullisten die meisten Mandate; 
aber sie erhielten in der fast gleichstarken Sammlungsbewegung Union pour la Democra- 
tie Franaise, deren wichtigste Gruppierung die Republikanische Partei ist, ein Gegen-
gewicht, das ihren Aktionspielraum in der Regierung und im Parlament einengen kann, 
zumal sich der Staatschef jetzt zum erstenmal seit 1974 auf eine „Präsidenten-Partei“ in 
der Nationalversammlung stützen kann. Andererseits sind Staatspräsident Giscard 
d'Estaing und sein Premierminister R. Barre nach wie vor auf J. Chiracs Partei ange-
wiesen, da die von Giscard propagierte Öffnung nach links wegen der Weigerung der 
Sozialisten vorläufig illusorisch bleibt.
Somit haben die Wahlen zwar den Regierungsparteien rechnerisch eine stabile Mehr-
heit an Mandaten beschert, aber nicht zur Lösung der sozialen Probleme beigetragen. 
Gerade die Frage nach einer gerechteren sozialen Ordnung hat im Wahlkampf eine be-
sondere Rolle gespielt. Frankreich hat nämlich einem offiziösen Bericht zufolge mit die 
ungerechteste Einkommens- und Vermögensverteilung in Westeuropa sowie ein ebenso 
ungerechtes Steuersystem.
Diese Probleme korrelieren mit einem grundlegenden Wandel der französischen Sozial-
struktur seit Ende des Zweiten Weltkrieges. Praktisch läßt sich die französische Gesell-
schaft in fünf ziemlich von einander abgegrenzte Gruppen unterteilen, zwischen denen 
eine Stufenverschiebung im Sinne von realen Aufstiegschancen fast ausgeschlossen ist.



Ernst Maste: Rousseau — Kulturphilosoph und Staatsdenker. Zur 200. Wieder-
kehr des Todestages

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 26/78, S. 31—37

Rousseau, der von der Aufklärung ausging, hat deren Grenzen überschritten, indem er 
einen Irrationalismus oder Emotionalismus hinzubrachte. Eben dadurch hat er Wirkungen 
ausgelöst, die kaum überschätzt werden können. Als Autodidakt aus kleinbürgerlichen 
Verhältnissen stammend, hat er ein bewegtes Leben geführt. Aufsehen erregten zunächst 
seine kulturphilosophischen Schriften, in denen er den Abfall des Menschen von der Na-
tur beklagte und die zeitgenössische Zivilisation in Frage stellte. Bis in unsere Zeit hinein 
umstritten ist seine staatstheoretische Abhandlung über den Gesellschaftsvertrag (Con-
trat social). Die Vorbehalte des Verfassers, zumal daß er nur an die überschaubaren 
Verhältnisse eines Kleinstaates gedacht hat, wurden übersehen. So hat man von der 
Schrift sogar eine Linie zum Totalitarismus unseres Jahrhunderts ziehen wollen. Zu 
einem der Wegbereiter der Französischen Revolution ist Rousseau gegen jede Absicht 
geworden; er ist weit eher ein Konservativer als ein Revolutionär gewesen und am 
ehesten wohl als ein Moralist zu verstehen. Seine Lehre, daß das republikanische Ge-
meinwesen, um Bestand zu haben, geistig-sittlicher Kräfte bedarf, ist zeitlos gültig.


